
Diversität des Kapitalismus 
und formelle Subsumtion 

Harry Harootunian, Marx After 
Marx. History and time in the expan-
sion of capitalism, Columbia Univer-
sity Press, New York 2015, 292 S., 
20,61 Euro 

Mit dem Aufstieg neuer kapitalisti-
scher Wirtschaftsmächte im Süden 
und ihrer Emanzipation von westli-
cher Vorherrschaft wird der „Westli-
che Marxismus“, der Westeuro-
pa/Nordamerika als Messlatte für 
Entwicklungsstand und Reife der ka-
pitalistischen Produktionsweise be-
trachtet, auch auf theoretischer Ebe-
ne herausgefordert. Unlängst sind 
mehrere Arbeiten erschienen1, die 
sich mit der Frage auseinandersetzen, 
inwieweit die Kapitalismusanalyse 
des Marx’schen ‚Kapital‘, in der, ge-
stützt auf den „klassischen“ engli-
schen Fall, die Grundstrukturen der 
kapitalistischen Produktionsweise 
herausgearbeitet werden, auch für 
Länder wie China, Indien und Brasi-
lien vollumfängliche Gültigkeit be-
sitzt. Dabei wird – u.a. von Kevin B. 
Anderson – deutlich gemacht, dass 
Marx und Engels sich in ihrem späte-
ren Leben zunehmend für außereu-
ropäische Entwicklungen interessiert 
hatten und bereit waren, ihre am eng-
lischen bzw. westeuropäischen Bei-
spiel entwickelten Positionen einer 
kritischen Überprüfung zu unterzie-
hen. Über diese Offenheit hinaus 
finden sich aber bei den ‚Klassikern‘ 
– von journalistischen Arbeiten ab-
gesehen – keine ausgearbeiteten Po-

 
1  Einen Überblick gibt der Sammelband von 

Felix Wemheuer; vgl. die Besprechung von 
Dieter Boris in Z 108 (Dez. 2016), S. 
221ff. 

sitionen, in denen außereuropäische 
Entwicklungen analysiert werden.  

Harry Harootunian, marxistischer 
Hochschullehrer aus den USA und 
ausgewiesener Ostasien-Experte (her-
vorgetreten u.a. mit Arbeiten über Ja-
pan), hat mit dem vorliegenden Buch 
einen in dieser Debatte völlig neuen 
Akzent gesetzt. Er versucht, die Un-
gleichzeitigkeit und Diversität in der 
Entwicklung des Kapitalismus in ei-
nen theoretischen Rahmen zu stellen, 
der diese mit den am englischen Bei-
spiel entwickelten Kategorien im 
‚Kapital‘ versöhnt. Dabei nimmt er 
den von Marx entwickelten Begriff 
der „formellen Subsumtion“ der Ar-
beit unter das Kapital als Ausgangs-
punkt: „Die Berücksichtigung der 
spezifischen Methoden, mit denen die 
Arbeit dem Kapital auf formelle Wei-
se subsumiert wurde, öffnet nicht nur 
den Blick für die historischen bzw. 
epochalen Dimensionen, in denen die 
Produktionsweise den Arbeitsprozess 
umstrukturiert und den kontingenten 
Charakter dieses Prozesses, sondern 
erlaubt es auch, die Welt jenseits 
Westeuropas einzubeziehen.“ (9) Für 
Harootunian bedeutet „formelle Sub-
sumtion“ aber mehr als nur die Un-
terwerfung traditioneller Arbeitsfor-
men unter das Kapital, und sie ist 
auch nicht nur ein Übergangsstadium 
zur „realen Subsumtion“, in denen das 
Kapital den Arbeitsprozess selbst um-
gestaltet. Er stellt die Marxschen Be-
griffe in einen völlig neuen Kontext, 
wobei hier dahingestellt bleiben soll, 
ob er sich damit nicht (zu) weit von 
der ursprünglichen Bedeutung ent-
fernt. Es ist überhaupt festzustellen, 
dass er an mehreren Stellen Marx 
zwar im Original zitiert, den verwen-
deten Passagen dann aber eine Bedeu-



Buchbesprechungen 179 

tung unterlegt, die sich aus dem Kon-
text nicht unmittelbar ableiten lässt. 
Das gilt schon für das Motto des 
Buchs („Le mort saisit le vif“ – Der 
Tote packt den Lebenden), das er der 
Einleitung zum ersten Band des ‚Ka-
pital‘ entnommen hat: Marx meint 
dort Deutschland bzw. Kontinentaleu-
ropa, bezeichnet keineswegs ein all-
gemeines Merkmal der kapitalisti-
schen Produktionsweise. Dies aber 
behauptet Harootunian: Für ihn ist der 
Kapitalismus immer ein Mix aus ver-
schiedenen historischen Epochen und 
Produktionsweisen, ist gekennzeich-
net durch das Nebeneinander unter-
schiedlicher historischer Zeiten: Der 
Kapitalismus übernehme und integrie-
re überall jene Elemente, die ihm 
nützlich sind. „Formelle“ und „reale“ 
Subsumtion bezeichneten demnach 
keinen linearen Prozess, sondern trä-
ten immer nebeneinander auf, schein-
bare Überbleibsel aus vorangegange-
nen Produktionsweisen würde immer 
wieder reproduziert (15). Er wendet 
sich auch gegen Vorstellungen, denen 
zufolge der Kapitalismus in seinem 
Entwicklungsprozess nicht nur die 
ökonomische Praxis, sondern auch 
Kultur, Politik, selbst Religion ver-
einheitlicht und der Warenbeziehung 
unterwirft, wie er es z.B. Lukacs und 
der „sogenannten Frankfurter Schule“ 
unterstellt.  

Diese gegen den „Westlichen Mar-
xismus“ gerichtete Grundposition 
wird in einer ausführlichen Einlei-
tung entwickelt. Im ersten Kapitel 
versucht der Autor, das Marx’sche 
Werk in diesem Sinne neu zu lesen: 
Zeit und Geschichte fallen nicht zu-
sammen. Indem der Kapitalismus 
immer „Gegenwart und Vergangen-
heit“ kombiniert, verbindet er das 

kapitalistische Produktionssystem 
mit Praktiken vorangegangener Pro-
duktionsweisen (26). Er behauptet 
nicht, dass Marx genau diesen Zu-
sammenhang gemeint habe: “Ob 
Marx tatsächlich geglaubt hat, dass 
das Kapital letztendlich die Warenbe-
ziehungen überall durchsetzen (und so 
die letzten Spuren von Ungleichzei-
tigkeit beseitigen) würde, ist schwer 
zu sagen“, räumt er ein und vermutet, 
Marx habe die Vorstellung des Kapi-
talismus als ‚reine‘, von den Spuren 
der Vergangenheit bereinigte Totalität 
aus methodischen Gründen benötigt. 
Der Kapitalismus der „realen Sub-
sumtion“, in der die Warenbeziehun-
gen (und damit die Zirkulationssphä-
re) alle Aspekte des Lebens beherr-
schen, sei die Welt des „Westlichen 
Marxismus“, der vom europäischen 
Vorbild abweichende Erscheinungen 
in der Peripherie immer nur als rück-
ständig und verschwindend qualifi-
ziert habe. „Dagegen richteten Mar-
xisten in der Peripherie ihre Aufmerk-
samkeit wieder auf den konkreten 
Prozess der Produktion, insbesondere 
die Organisation der Lohnarbeit in 
spezifischen Weltregionen und zu 
spezifischen Zeiten.“ (71). Der Kapi-
talismus sei durch die Kombination 
verschiedener historischer Zeiten ge-
kennzeichnet, stelle also nicht die 
Gleichzeitigkeit der Modernität her.  

Die folgenden Kapitel beschäftigen 
sich mit dem Marxismus in ver-
schiedenen nichteuropäischen Regi-
onen. Im zweiten Kapitel, der „Wan-
derung nach Osten“ (73) analysiert 
der Autor u.a. Debatten um Lenins 
klassische Arbeit „Die Entwicklung 
des Kapitalismus in Russland“. Zwar 
habe Lenin gesehen, dass der russi-
sche Kapitalismus zahlreiche Ele-
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mente vorkapitalistischer Produkti-
onsweisen integrierte. Sein Glauben 
an den „schließlichen Sieg des Kapi-
talismus“ sei vor allem in seiner 
Überzeugung von der Notwendigkeit 
des Sozialismus begründet gewesen 
(89). Im dritten Kapitel über den 
„globalen Süden“ stehen die Arbei-
ten des Peruanischen Marxisten Ma-
riàtegui im Mittelpunkt. In Aufnah-
me von Gramscis Analyse der Be-
ziehung zwischen dem industriali-
sierten Süden und dem semifeudalen 
Norden Italiens interpretiert 
Harootunian Mariàtegui’s Beschrei-
bung Perus als System unterschiedli-
cher historischer Schichten, beste-
hend aus ursprünglichen indigenen 
Gemeinschaften, kolonialem Feuda-
lismus, Formen von Semifeudalis-
mus und schließlich einer kapitalisti-
schen Gegenwart. Diese Zeitschich-
ten erscheinen nicht als zeitliche Ab-
folge, sondern verbinden sich in ei-
nem bestimmten Hier und Heute zu 
einer Einheit (143). Im vierten Kapi-
tel wird eine japanische Debatte dar-
gestellt, in der es um die Frage ging, 
wie die „feudalen Überbleibsel“ und 
damit die Besonderheiten des japani-
schen Kapitalismus zu fassen seien. 
Für den deutschen Leser ist diese 
Diskussion von besonderem Interesse, 
weil es bestimmte historische Ge-
meinsamkeiten zwischen Deutschland 
und Japan gibt. Das fünfte Kapitel 
setzt sich mit dem Postkolonialismus 
auseinander. Obwohl diesem das 
Verdienst zugeschrieben wird, durch 
„Wiederherstellung der vergessenen 
Vergangenheit“ einen „therapeuti-
schen Beitrag für Vorstellungen über 
eine alternative Gesellschaft“ (199) 
geleistet zu haben, überwiegen die 
kritischen Aspekte. Der Postkolonia-

lismus habe „historisch entstandene 
Praktiken in unhistorische Bestand-
teile eines unveränderlichen kulturel-
len Essentialismus verwandelt“ (226) 
und so die Grundlage für gemeinsa-
me internationale Aktivitäten gegen 
den Kapitalismus untergraben.  

In einem prägnanten Nachwort wirft 
Harootunian dem „Westlichen Kapi-
talismus“ (der mehr Max Weber als 
Karl Marx enthalte) vor, „eine pro-
vinzielle (europäische, JG) Kultur in 
einen universellen Standard verwan-
delt zu haben, dem der Rest der Welt 
zu folgen habe.“ (236) Dagegen be-
tont er einerseits den universellen 
Charakter des Kapitalismus, hebt 
aber andererseits hervor, dass es in 
Abhängigkeit von lokalen Umstän-
den und geschichtlichen Hintergrün-
den unterschiedliche kapitalistische 
Entwicklungswege gebe: „In anderen 
Worten, die Welt des Kapitalismus 
besteht schon lange aus Regionen, die 
jeweils ihren eigenen Weg kapitalisti-
scher Entwicklung suchen.“ (237) 

Harootunians Buch ist eine interessan-
te und theoretisch innovative Arbeit, 
der man möglichst viele aufmerksame 
Leser wünscht. Zwar ist Skepsis ange-
bracht, ob die bei Marx entlehnte Ka-
tegorie der „formellen Subsumtion“ 
dazu geeignet ist, die jeweils besonde-
ren Verbindungen zwischen den uni-
versellen Merkmalen des Kapitalismus 
und seinen konkreten regionalen Aus-
gestaltungen, die immer geprägt sind 
von geschichtlichen und kulturellen 
Entwicklungen, theoretisch zu fassen. 
Denn der „formellen Subsumtion“ 
folgt bei Marx die „reale Subsumtion“, 
ein Schritt, den Harootunian aber nicht 
gehen will. Auch bezieht sich Marx 
auf den Arbeitsprozess und die Mehr-
wertproduktion, schließt die nicht-
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ökonomischen Bereiche der Gesell-
schaft nicht ein – während Harootuni-
an diese explizit einbezieht. Trotzdem 
ist sein Ansatz anregend. Nichts 
spricht dagegen, Marx’sche Katego-
rien neu zu lesen. Der m.E. größte 
Wert des Buches besteht aber in der 
Aufnahme nicht-europäischer Debat-
ten insbesondere aus Lateinamerika 
und Asien – Positionen, die hierzulan-
de kaum bekannt sind. Leider fehlt hier 
eine zusammenfassende Literaturüber-
sicht. Ein Problem ist die Sprache: 
Harootunian schreibt ein sehr differen-
ziertes Englisch, die Lektüre ist für 
Nicht-Muttersprachler anspruchsvoll. 
Wünschenswert wäre eine Überset-
zung ins Deutsche, ein angesichts des 
hierzulande geringen Interesses für 
theoretische Arbeiten wahrscheinlich 
vergebliches Ansinnen.  

Jörg Goldberg 

 

Akteure der 48er Revolution 

Walter Schmidt (Hg.), Akteure eines 
Umbruchs. Männer und Frauen der 
Revolution von 1848/49, Band 5, 
Berlin (Fides Verlag) 2016, 724 S., 
59,80 Euro 

Diese seit 2003 erscheinende „Publi-
kationsreihe“ zu den 1848er Akteuren 
ist jetzt mit dem fünften Band erfolg-
reich fortgesetzt worden – und es 
wird, wie man hört, noch nicht der 
letzte sein. Wie die Geschichte von 
Männern und Frauen gemacht wird, 
so eben auch die Revolutionen, die 
‚Lokomotiven der Geschichte‘, und 
zwar von allen Trägern, Befürwortern 
und ‚Bremsern‘. Angestrebt wird im-
mer, ein möglichst breites Spektrum 
der politischen und sozialen Reprä-
sentanten der Herrschenden und der 
Beherrschten zu berücksichtigen, von 

ganz links bis ganz rechts, von den 
Arbeitern bis zum Hochadel, alle aus 
den Quellen erarbeitet. Die methodi-
sche Grundlage ist weniger ein Plura-
lismus, als vielmehr die Absicht, alle 
Richtungen zu differenzieren, was be-
sonders gut zu demonstrieren wäre an 
den Frauenportraits von Adele Erbe 
(I. Hundt) über C. v. Glümer (M. 
Freund) und die geborene Freiin v. 
Brunnow sowie die ‚rote Marie‘ ge-
nannte E.M. Kurz (M. Slunitschek) 
bis hin zu Jenny Marx (A. Limmroth). 
Unter den sozial-profilierten männli-
chen Berufen sind vertreten: Zwei 
Mediziner (W. Schmidt zu S. Asch, 
R. Zewell zu K. Tausenau), letzterer 
auch Journalist neben zwei weiteren 
(W. Schmidt zu A. Semrau und F. 
Melis zu G. Weerth), ein Theologe 
(R. Hachtmann zu E.W. v. Hengsten-
berg), ein Pädagoge (M. Herzig zu 
J.E. Nizze), ein Regierungsvertreter 
(H. Warnecke zu G. v. Lenski), ein 
Militär (G. Fesser zu J. Graf Radetzky 
v. Radetz) und ein Tischler (E. 
Kiehnbaum zu L. Stechan) sowie 
nicht zuletzt C. Ujma über den Präsi-
denten der Republik Venedig, D. Ma-
nin. Unter diesen insgesamt vierzehn 
biographische Portraits sind acht in 
der bisherigen Forschung so gut wie 
Unbekannte (Asch, Erbe, Kurz, Niz-
ze, Lenski, Semrau, Tausenau, Ma-
nin). Es kommt hinzu, dass es selbst 
unter den nominell Bekannten bis 
jetzt noch keine eigentliche Biogra-
phie gab, wie z.B. zu Hengstenberg 
oder zu Adele Erbe, die hier exempla-
risch für diese ungemein reichhaltigen 
Forschungen als Anreiz für alle Inte-
ressierten ein wenig näher zu charak-
terisieren sind.  

Dieser E.W. Hengstenberg (1802-
1869), vor dem Heine schon 1844 im 
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Wintermärchen als ‚in Gedärmen 
wühlenden Haruspex‘ warnte, war 
und ist selbst noch heute ein Muster-
beispiel einer – typologisch gespro-
chen – Kombination von Fundamenta-
lismus, politischer Reaktion und eines 
protestantisch-fanatischen Hasspredi-
gertums. Für diese Mischung verfügte 
er als Herausgeber der Evangelischen 
Kirchenzeitung seit 1827 schon gegen 
die Vormärz-Aufklärungsbewegungen 
über eine gefährliche Waffe, mit der er 
die von ihm bekämpfte, gerade entste-
hende bürgerliche Öffentlichkeit miss-
brauchte. Das wirklich Erstaunliche 
an dieser glänzend geschriebenen 
Biographie von Rüdiger Hachtmann 
ist, dass von der gesamten Historio-
graphie vom Wilhelminismus bis in 
das gegenwärtige Deutschland sich 
niemand an diesen Vertreter der äu-
ßersten Reaktion („Reaktion ist unse-
re einzige Hoffnung“) und verbisse-
nen Judenfeindschaft (schon im Juni 
1848 „gegen die Herrschaft der Ju-
den“!) herangetraut bzw. aus apolo-
getischen Gründen einfach nicht be-
handelt hatte. Die bisherige Hengs-
tenberg-Biographik galt dem „in den 
[achtzehnhundert]fünfziger Jahren 
wohl einflussreichsten preußischen 
Theologen“: „Der Politiker Hengs-
tenberg interessierte sie nicht“ 
(130f). Wie aber beides zusammen-
gelesen und nur so die ungeheure 
Wirkmächtigkeit dieses Mitglied der 
Hofkamarilla Friedrich Wilhelms IV. 
in der Reaktionszeit nach 1848/49 
verständlich werden kann, konnte 
Hachtmann plausibel machen. Über-
zeugend ist auch, wie völlig unbe-
eindruckt von dem herrschenden He-
roenkult zeitgenössischer Kritiker 
Hachtmann urteilt, dass die Schrift 
des einstigen Hengstenberg-Zöglings 

Bruno Bauer eine „hegelianisch auf-
geblasene, wenig substanzielle“ Ver-
öffentlichung war (166). 

Das glatte Gegenteil war die Lebens- 
Werk- und Wirkungsgeschichte der 
Adele Erbe (1824-1892), die Irina 
Hundt nachzeichnet. Adele Erbe ist 
zwar in der Forschung „keine gänz-
lich Unbekannte mehr“ (63), vertrat 
aber gegenüber jenen „patriotischen 
Wohltätigkeitsvereinen aus der Zeit 
der antinapoleonischen Kriege“ als 
eine politisch publizistische und 
praktische Organisatorin der „demo-
kratischen Frauenvereine 1848-
1850“ den „neuen“ Typus der Frau-
enemanzipation, die „an der Seite der 
revolutionären Bewegung […] auf 
die Demokratisierung der gesell-
schaftlichen Verhältnisse zielte“ 
(67). Genau diesem Thema ist diese 
Skizze gewidmet. Sie verfolgt die 
Entwicklung Erbes vom „Altenbur-
ger demokratischen Frauen-Verein“ 
(67f) über die „Zusammenarbeit mit 
Luise Otto“ in der Redaktion der 
Frauen-Zeitung (71f) und mit der 
Arbeiterverbrüderung St. Borns, bei 
der Adele Erbe „den Kontakt zwi-
schen dem Deutschen Frauen-Verein 
und den Ronneburger Arbeiterinnen“ 
herstellte, da in der Arbeiterverbrü-
derung auch Frauen Mitglieder sein 
konnten (75), bis hin zur Emigration 
in die USA (78ff) – all dies nicht oh-
ne auch ihre Berufsausbildung als 
Erzieherin zu würdigen (77f): „Adele 
Erbe erwarb sich als Demokratin ei-
nen Namen, wie nicht viele Demo-
kraten in so kurzer Zeit ihn erwar-
ben“ (84), wie schon zeitgenössisch 
über sie geurteilt wurde. 

Beispielhaft für alle anderen der Ver-
gessenheit preisgegebenen 48er De-
mokraten ist auf Sigismund Asch und 
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August Semrau zu verweisen, die W. 
Schmidt vorstellte: Asch, der Arzt jü-
discher Herkunft (13-60) und Semrau, 
der Redakteur der demokratischen Re-
form (427-514), beide aus der Füh-
rung des Breslauer Arbeitervereins. 

Vielleicht erübrigt sich der Hinweis, 
dass alle Biographien streng aus den 
archivalischen und gedruckten Quel-
len erarbeitet sind, was aber bei den 
heute nicht seltenen Kompilationen 
nicht unwichtig ist. 

Lars Lambrecht 

 

Menschenrechte und Eigen-
tum 

Rainer Roth, Sklaverei als Menschen-
recht. Über die bürgerlichen Revolu-
tionen in England, den USA und 
Frankreich, DVS-Digitaler Vervielfäl-
tigungs- und Verlags-Service, Frank-
furt a.M. 2015, 612 S., 15.- Euro 

Sozialismus oder Barbarei, die be-
rühmte Entgegensetzung Rosa Lu-
xemburgs, wird meist als das verstan-
den, was der Menschheit bevorsteht. 
Das neueste Buch des bekannten Ar-
mutsforschers Rainer Roth zeigt, dass 
die Barbarei von Anfang an ein we-
sentliches Element in der Herausbil-
dung des Bürgertums zur herrschen-
den Klasse war. „Sklaverei als Men-
schenrecht“ heißt der provokante Ti-
tel, denn in den Kämpfen des Bürger-
tums gegen den Feudaladel um die 
politische Herrschaft spielte die Skla-
verei, die direkteste, brutalste und 
gewalttätigste Form der Herrschaft 
des Menschen über den Menschen, 
eine enorme Rolle. Im 17. Jh. stellt 
die Bourgeoisie die Machtfrage. Hier 
beginnt sie das ideologische Instru-
mentarium auszubilden, dass ihr spä-

ter die Gefolgschaft der breiten 
Volksmassen sichert: Das System der 
Menschenrechte. Gleichzeitig ist es 
die Zeit des entstehenden Kolonialis-
mus. Die Karibik und das nördliche 
Amerika werden in Besitz genom-
men. Es entstehen die Zucker – und 
später in der USA – die Baumwoll-
plantagen. Die spanische Herrschaft 
hatte die Karibik entvölkert. Die Zu-
ckerplantagen brauchten Arbeitskräf-
te. Menschenraub und Sklavenhandel 
nehmen einen gewaltigen Auf-
schwung. Auf den ersten hundert Sei-
ten beschreibt Roth umfassend die 
Zucker- und Baumwollproduktion 
und deren ökonomische Bedeutung 
für die Kapitalbildung. Die Sklaverei 
ist absolut notwendig für die Herstel-
lung dieser wichtigen Rohstoffe. Die 
Ausrüstung der Kolonien mit Arbeits- 
und Lebensmitteln stärkt wiederum 
den ökonomischen Aufschwung in 
den Mutterländern. Die Sklaverei ist 
die Basis eines blühenden Geschäfts. 
Aus dieser Notwendigkeit folgt, dass 
sie verteidigt werden muss. Auf den 
nächsten hundert Seiten zeigt Roth, 
wie die Sklaverei in den bürgerlichen 
Verfassungen verankert war. An den 
Verfassungen seit der Magna Carta 
bis zu Napoleons Code Civil wird 
deutlich, dass die Verfassungen sich 
nur auf die Rechte der besitzenden 
Klassen bezogen und dass ihr wich-
tigster Inhalt der Schutz des Privatei-
gentums war. Sklaven sind Eigentum 
ihrer Herren; sie sind keine Subjekte 
bürgerlichen Rechts, sondern Sachen. 
Der Schutz des Eigentums schließt 
das Recht auf den Besitz und die 
willkürliche Behandlung der Sklaven 
mit ein. Die Vordenker des Libera-
lismus und der bürgerlichen Men-
schenrechte stellen das nicht in Frage. 
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Wer sich einem anderen als Arbeits-
kraft verdingt, verliert seine Freiheit, 
meinte John Locke. Ein freier Bürger 
ist nur der Besitzende. Die Freiheit 
aber ist unabdingbar. Von John Locke 
über Rousseau, Voltaire bis Hegel 
sind sich darin unsere “Aufklärer“ ei-
nig. Verbunden damit ist der Rassis-
mus. Das moralische Recht auf Skla-
verei wird auch begründet mit der Na-
tur des Negers. Dieser gilt als kind-
lich, triebhaft, näher dem Tier als dem 
Menschen. Er muss durch Züchtigung 
zur Arbeit erzogen werden. Es ist 
deswegen falsch, die Sklaverei als 
Verletzung der Menschenrechte zu 
sehen, sagt Roth. In den so verstande-
nen Menschenrechten ist das Recht 
auf Sklaverei enthalten, auch das 
Recht, die Sklaven auf das Grausams-
te zu behandeln. Zum Beleg analysiert 
er die meisten Verfassungstexte und 
Stellungnahmen führender Ideologen 
des Bürgertums. Der Leser, der hier 
viele große Geister wiederfindet, ist 
ernüchtert. 

Im nächsten Abschnitt behandelt Roth 
die Abschaffung von Sklavenhandel 
und Sklaverei. Dieser Prozess dauert 
gut hundert Jahre und wurde nicht 
durch humanitäre Ideen und Men-
schenrechte bewirkt, sondern durch 
handfeste ökonomische und politische 
Interessen. Dies zeigt er anhand der 
Interessen der französischen Bour-
geoisie in der Revolutionsperiode und 
am amerikanischen Bürgerkrieg. 
Selbst die viel gefeierten Abolitionis-
ten (Sklavenbefreier) wollten die 
Sklaverei nicht sofort, sondern nur 
allmählich abschaffen. Sie traten auch 
zunächst nur gegen den Sklavenhan-
del ein. Die Erziehung der Sklaven zu 
arbeitsamen Menschen sollte mög-
lichst lange fortgesetzt und die Skla-

venhalter sollten für die Aufgabe ihres 
Eigentums an Sklaven entschädigt 
werden. Nicht die Sklaven sollten für 
das erlittene Unrecht, sondern die Ei-
gentümer sollten für ihre materiellen 
Verluste entschädigt werden.1 So 
funktioniert das Recht auf Eigentum. 
Entscheidend für die Abschaffung der 
Sklaverei war aber nicht ein wie auch 
immer gearteter guter Wille, sondern 
die Entwicklung der Industrie und der 
Lohnarbeit, die als neues Ausbeu-
tungsverhältnis an die Stelle der Skla-
verei trat. Die Sklaverei war mit der 
Entwicklung der großen Industrie 
ökonomisch überholt.  

Im letzten Teil des Buches beschäftigt 
sich Roth mit der „Universalität“ der 
Menschenrechte. Universale Men-
schenrechte gibt es Roth zufolge 
nicht. Menschenrechte haben einen 
konkreten gesellschaftlichen Inhalt. 
Sie beziehen sich auf die Rechte der 
bürgerlichen Klasse, nicht auf die von 
Sklaven oder Lohnarbeitern. Das 
weist Roth überzeugend nach. 

Das Buch ist ein Kompendium der 
Geschichte der modernen Sklaverei. 
Ich war überrascht, welche Bedeutung 
die Ökonomie der Plantagenbesitzer 
für den Prozess der Formierung des 
Bürgertums zur führenden Klasse hat-
te. Der unersättliche Bedarf an Skla-
ven, deren Verschleiß und unerträgli-
che, mörderische Ausbeutung war mir 
in diesem Ausmaß nicht deutlich. Die 
Sklaverei war mit der gesamten Öko-
nomie verbunden: mit den Bankhäu-
sern, den Reedern, den Warenprodu-

 
1  Thomas Piketty zufolge bestand das Kapi-

tal in den Südstaaten der USA zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts zur Hälfte aus Skla-
ven. Ders., Das Kapital im 21. Jahrhundert, 
München 2014, S. 212. 
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zenten und den Händlern. Insofern 
wäre es auch falsch, die Sklavenhalter 
von den anderen Kapitalisten zu tren-
nen. Sklavenhaltung war integraler 
Bestandteil der gesamten Ökonomie. 
Nur daraus erklärt sich, dass das ge-
samte Bürgertum, mit all ihren Ideo-
logen, die Sklaverei billigte und mit 
ihren Verfassungen in Einklang brin-
gen konnte. Die Arbeit der Sklaven 
war Bestandteil ihres Lebens, ihres 
Seins, das ihr Bewusstsein konstitu-
ierte. Ihr Sein ist das einer die Pro-
duktionsmittel besitzenden Minder-
heit. Der Schutz ihres Eigentums ist 
der wichtigste Inhalt aller ihrer Ver-
fassungen. Das Bürgertum konnte 
aber nicht Revolution machen, ohne 
die anderen unterdrückten Klassen zu 
mobilisieren. Deshalb erhielten ihre 
Forderungen den Schein der Univer-
salität. Deswegen werden auch heute 
die Menschenrechte als universal aus-
gegeben, obwohl sie in der Tat nur für 
eine begrenzte Schicht von Menschen 
und für einen begrenzten historischen 
Raum Gültigkeit besitzen. Der Sklave 
war kein freier Mensch und der mo-
derne Lohnarbeiter ist es auch nicht. 
Die Not zwingt ihn, seine Freiheit 
aufzugeben und sich für Lebensmittel 
zu verdingen. Damit unterwirft er sich 
dem freien Willen eines anderen. Der 
Arbeitsvertrag ist nur der Form nach 
frei, sein Inhalt ist Aufhebung der 
Freiheit. Der konsequente Nachweis, 
dass Menschenrechte nicht universal 
sein können, ist ein wichtiger Beitrag 
zur Klärung der wirklichen Verhält-
nisse. 

Roths Buch ist trotz seiner Länge 
übersichtlich aufgebaut und liest sich 
teilweise sehr spannend. Es ist eine 
wichtige historisch-materialistische 
Aufarbeitung einer Geschichtsepoche, 

deren Verständnis für die Klassen-
konstellationen und die Politik unse-
rer Tage von großer Bedeutung ist. 
Für 15 Euro ist dieses wertvolle 
Handbuch zu erwerben. Es kann über 
info@dvs-buch.de bestellt werden. 

Tobias Weissert 

 

Demokratietheorie  

Alex Demirović (Hrsg.), Transforma-
tion der Demokratie – demokratische 
Transformation, Westfälisches 
Dampfboot, Münster 2016, 305 S., 
29,90 Euro 

Der Großteil der in dem Sammelband 
präsentierten Inhalte wurde auf einer 
Tagung der Rosa-Luxemburg-
Stiftung im November 2014 disku-
tiert. Der Band enthält neben dem 
knappen Vorwort des Hrsg. 15 Bei-
träge; der Titel erinnert mit Absicht 
an das Buch Transformation der De-
mokratie von Johannes Agnoli und 
Peter Brückner. Die Transformation 
umfasst verschiedene Dimensionen – 
zum einen die „Erosion der demokra-
tischen Entscheidungsfindung“, zum 
anderen die immer wiederkehrende 
Demokratisierung der Demokratie (7). 
Dabei bleibt diese angesichts ver-
schiedener Prozesse – der Globalisie-
rung, der stärker werdenden „Elemen-
te des autoritären Staates“ u.v.a. – 
stets „gefährdet“. Für Demirović be-
darf es daher „demokratischen Trans-
formations-aktivitäten“, um die De-
mokratie selbst und deren Ausdeh-
nung zu gewährleisten. Nicht zuletzt 
müsse es aber auch um die „Erneue-
rung der Demokratietheorie“ gehen 
(8). 

Mario Candeias beobachtet die Ver-
dichtung der „zentrale[n] Konfliktli-
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nie“ in einem Gegensatz: „soziale 
Demokratie und Gleichheit versus so-
zial gespaltene Demokratie mit mul-
tiplen Ungleichheiten, wachsender 
Prekarität in einem autoritären euro-
päischen Wettbewerbsetatismus von 
oben und unten“ (13). Es stünden sich 
dabei das „europäische […] Staatsap-
parate-Ensemble“ und die „(repräsen-
tative) Demokratie“ gegenüber (15). 
In vielen EU-Ländern gebe es klare 
Anzeichen einer Krise der Repräsen-
tation, die Candeias für das Resultat 
der jeweiligen Austeritätspolitik ge-
gen die Bevölkerungen hält (16) und 
die auch im Aufstieg rechter Parteien 
münde (17). Im Folgenden treibt 
Candeias nun die Frage um, wie sich 
eine linke Partei – gemeint ist Die 
Linke – organisieren muss, um der 
komplexen Situation gerecht zu wer-
den und eine wählbare politische Al-
ternative darzustellen. Es geht ihm 
dabei letztlich um das „Verhältnis von 
Selbstorganisation und Repräsentati-
on“ (29) und deren Erneuerung. Ganz 
konkrete Ideen der Umsetzung fehlen 
dabei, es bleibt bei wichtigen Hinwei-
sen, die allesamt unbedingt ernst ge-
nommen werden müssen. Dabei kann 
Podemos nur noch bedingt als Vor-
bild dienen, wie Nikolai Huke jüngst 
aufzeigte.1 

John Kannankulam macht auf „frap-
pante Ähnlichkeiten“ der realen Ent-
wicklung im Rahmen der „Krisenbe-
wältigungsstrategien“ der EU mit 
Nicos Poulantzas‘ Analysen aus den 
1970er Jahren aufmerksam – insbe-
sondere auf die Machtverschiebung in 
Richtung der Exekutive im Zuge der 

 
1 Nikolai Huke, Krisenproteste in Spanien. 

Zwischen Selbstorganisation und Überfall 
auf die Institutionen, Münster 2016. 

Verabschiedung des so genannten 
‚Six Pack‘ und deren technokratischer 
Ausrichtung (37). Eine weitere Über-
einstimmung findet sich bei der 
„Schnelligkeit und Diskretion“ in der 
Entscheidungsfindung (40). Es lassen 
sich aber auch „Spaltungslinien in-
nerhalb des Machtblocks“ ausma-
chen, so dass sich dauerhaft keine 
Stabilität im Rahmen von Kompro-
missen herstellen lässt – denn die ein-
geschlagenen Krisenlösungen werden, 
ganz wie es Poulantzas analysierte, 
selbst zum Elemente der Krise (45). 

Markus Wissen erblickt im Wandel 
hin zu erneuerbaren Energie das Po-
tential einer „Energiedemokratie“ 
(59), zu deren Realisierung es aller-
dings einer umfassenden Transforma-
tionsperspektive bedarf (62f.). Wie 
diese in Gang zu setzen ist, wird nicht 
näher beleuchtet. 

Frank Fischer bestimmt die Konzepti-
on des Ökodorfs als „bereits etablierte 
und vielversprechende Gemeindestruk-
tur […], an die angeknüpft werden 
kann“ (75), und sieht hierin – etwa in 
Fragen des Klimas – eine Lösung von 
unten als Möglichkeit, anstatt von der 
globalen Ebene auszugehen. Zur Über-
raschung des Rezensenten macht Fi-
scher auf die Existenz eines „globa-
le[n] Ökodorf-Netzwerk[s]“ (ebd.) 
aufmerksam und spricht von einer glo-
balen Bewegung, der von den Verein-
ten Nationen „ein konsultativer Status 
zuerkannt“ (76) wurde. Als organisato-
rische Grundlage dient die „konsensua-
le Entscheidungsfindung“; da dieses 
Prinzip keinesfalls einfach umzusetzen 
ist, wird in vielen Dörfern ein „Trai-
ning für Konsensfindung“ angeboten 
(78).So würden Ökodörfer einen wich-
tigen Beitrag zur Lösung der Klimakri-
se leisten können (81). 
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Lutz Brangsch beschäftigt sich mit 
dem Thema Bürgerbeteiligung und der 
Neuvermessung des Demokratischen 
(84-103), Andreas Eis liefert ein Plä-
doyer für eine politisierte Politische 
Bildung (104-122). Thomas Wagner 
spricht einmal mehr von der Mitmach-
falle der Bürgerbeteiligung (123-134), 
die er als neue Regierungsform ver-
steht und der er außer dem Ruf nach 
einer besseren Vernetzung der Aktivis-
ten nicht viel entgegenzusetzen hat. 

Jodi Dean vertritt in dem Beitrag 
Kommunikativer Kapitalismus und 
Klassenkampf die These, dass die vie-
len Aufstände und Demonstrationen 
der letzten Jahre – Occupy, die Stu-
dentenproteste in Chile, Elemente des 
Arabischen Frühlings usw. – als „ers-
te Phase einer Revolte, die von der 
Klasse der Wissensarbeiter ausgeht“, 
zu verstehen sind. Es handle sich um 
das „Aufbegehren der Klasse derjeni-
gen […], die unter dem System des 
kommunikativen Kapitalismus prole-
tarisiert worden sind“ (135). Der Bei-
trag mündet in die Betrachtung der 
Enteignung unserer „kommunikativen 
Aktivitäten“ durch Big Data (153).  

Birgit Sauer erarbeitet die Forderung, 
Demokratie nicht als „bloßes Verfah-
ren der Mehrheitsfindung zu verste-
hen“, sondern „als eine Form der Or-
ganisation des Arbeitens und Lebens“ 
sowie „Subjektsseins“ (165), wobei es 
ihr insbesondere um die „geschlech-
ter-spezifische Arbeitsteilung“ sowie 
die Frage der Care-Arbeit geht. Eine 
Geschlechterdemokratie sei von Nö-
ten (166) und überhaupt ist Arbeit 
stets „politisch“ zu verstehen (167). 

Karin Meyer widmet sich aus „neore-
publikanisch-feministischer Perspek-
tive“ am Bsp. der Schweiz und unter 

Bezugnahme auf Hannah Arendt der 
Demokratie „zwischen Volkssouve-
ränität und egalitärer Machtteilung“ 
(174-200). Dirk Jörke möchte die „an-
tidemokratischen Züge“ des politi-
schen Denkens Arendts aufzeigen 
(201) und verdeutlichen, dass die Anti-
Federalists für linkes Denken „ertrag-
reicher“ sind, da es sich in ihrem Falle 
um „radikaldemokratische[s] Denken“ 
gehandelt habe, das auch die Eigen-
tumsordnung umfasste (203). Axel 
Rüdiger verteidigt in seinem „Plädo-
yer für den Neo-Jakobinismus“ diesen 
als „revolutionäre[n] und universalis-
tische[n] Republikanismus“, der für 
„die demokratische Demokratie und 
Praxis der Gegenwart“ noch immer 
relevant sei (225). David Salomon 
fragt nach der „Bilanz“ und den „Per-
spektiven Sozialer Demokratie“ (249-
264) und wirft dabei den Blick zurück 
auf die Entwicklung dieser Idee. 

Die Idee der Präsentischen Demokra-
tie steht im Mittelpunkt des Beitrags 
von Isabell Lorey. Sie besteht aus drei 
Analyseebenen: politisch-theoretisch 
– der „Kritik an Ideen liberaler, reprä-
sentativer Demokratie“, geschichts-
philosophisch – der „Kritik an Linea-
rität und Chronologie von Zeit“, be-
wegungspolitisch – den „Praxen der 
Demokratiebewegungen“. Als Bei-
spiel zieht Lorey die Platzbesetzungen 
in Spanien heran. Es ist das Ziel der 
Autorin, die „traditionelle linke chro-
no-politische Vorstellung von Organi-
sierung“ zu durchbrechen und die 
Wertschätzung der Gegenwart voran-
zutreiben (265). So könne die „per-
manent verschobene Zukunft“ als 
Versprechen der repräsentativen De-
mokratie durchbrochen werden, und 
zwar im Hier und Jetzt (270). Dabei 
geht es ihr auch um „radikale Inklusi-
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on“ (271), um „neue Weisen der Insti-
tuierung und Organisierung entste-
hen“ zu lassen (266). 

Den vielfältigen und nicht auf einen 
Nenner zu bringenden Band – dem 
ein sorgfältigeres Lektorat zu wün-
schen gewesen wäre – beschließt der 
Hrsg. selbst mit einer „Kritik der poli-
tischen Demokratie“ (278-302). 

Linke Demokratietheorie zeigt sich 
lebendig, nur fragt sich, wie all die 
wissenschaftlichen wie bewegungs-
politischen Erkenntnisse und Analy-
sen den Weg in die „reale“ Politik 
finden sollen. Die Antwort hierauf 
muss noch gefunden werden. 

Sebastian Klauke 

 

Systemkritische Intellektuelle 
in der DDR 

Andreas Heyer (Hrsg.), Festschrift 
zum 75. Geburtstag von Siegfried 
Prokop. Bd. 1: Diskutieren über die 
DDR, 212 S.; Bd. 2: Diskussionen aus 
der DDR, 212 S., Books on Demand, 
Norderstedt 2015, 12,00 Euro je Band 

„In den letzten Jahren habe ich Sieg-
fried Prokop als einen überaus hilfsbe-
reiten und freundschaftlichen Wissen-
schaftler kennen gelernt, der sich vor 
allem immer um die Förderung der 
akademischen Jugend bemühte … Von 
daher ist es mir eine große Freude, ihm 
mit dieser Festschrift ein Stück dieser 
positiven Einstellung zurückgeben zu 
können.“ So Andreas Heyer als Her-
ausgeber im Vorwort. Die 2013 be-
gonnene Edition des wissenschaftli-
chen Nachlasses von Wolfgang Harich 
führte Heyer mit Prokop zusammen. 
Dessen Engagement für die Biographie 
von Harich und für die alternative En-
quêtekommission, das Engagement für 

die Erhellung der Geschichte des Kul-
turbundes in der DDR und sein Wirken 
in der Rosa-Luxemburg-Stiftung und 
im Kreis der alternativen DDR-
Geschichtsschreibung steckten den 
Rahmen ab, um Beiträge der Fest-
schrift zusammenzubringen. 

Wie kann es auch anders sein – ein 
Sammelband mit 20 Beiträgen zu Eh-
ren eines Jubilars ist ein bunter Blu-
menstrauß, unterschiedlich in der 
Thematik, in der Schreibweise und 
Methodik und auch in der Relevanz. 
Manches scheint man in ähnlicher 
Weise schon gelesen zu haben, anderes 
bestätigt durch neu gefundene Quellen 
schon bekannte Sichtweisen. Einiges 
aber stößt in Neuland – so jedenfalls 
der Eindruck des Rezensenten.  

Als erster kommt Karl-Heinz Schul-
meister, der ehemalige Generalsekretär 
des Kulturbundes, zu Wort: „Siegfried 
Prokop – unermüdlich auf den Spuren 
der Kulturbundgeschichte unterwegs“. 
Seit dem Aufgehen der DDR in der 
Bundesrepublik befasste sich Prokop 
mit der Kulturbundgeschichte, nach-
dem schon 1988 in einer Beratung bei 
Gregor Schirmer, Abteilung Wissen-
schaft des ZK der SED, die systemati-
sche Aufarbeitung inauguriert und 
Prokop die Verantwortung übertragen 
wurde. Aus dessen Arbeit erwuchs 
schließlich eine „fünfbändige Kultur-
bundgeschichte“. Einen Themenblock 
bilden biographische Beiträge (Andre-
as Heyer, Stefan Dornuf, Ines Weber) 
zu drei hervorragenden marxistischen 
Wissenschaftlern der DDR, deren 
Konzepte für die Demokratisierung der 
von der Omnipotenz des SED-
Politbüros geprägten staatssozialisti-
schen Regimes sie ins Gefängnis 
brachte: Rudolf Bahro, Wolfgang Ha-
rich, Robert Havemann. Autoren mit 
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einer westdeutschen Biographie schei-
nen erstaunt zu sein, dass diese Männer 
Oppositionelle im Herrschaftssystem 
waren, jedoch keine Gegner der DDR 
als antikapitalistischer Staat. So 
schreibt Heyer in seinem Beitrag: „Es 
ist aus heutiger Sicht überaus erstaun-
lich und immer noch schwer erklärbar, 
woher dieses fast schon unbedingte 
Festhalten am DDR-Sozialismus kam 
– obwohl die Oppositionellen am eige-
nen Beispiel Repression, Verfolgung, 
Unterdrückung oder gar Haft erlebt 
hatten. Havemann hatte 1976 ge-
schrieben: ‚Ich bin bei aller Scho-
nungslosigkeit meiner Kritik an den 
politischen Zuständen der DDR noch 
immer der festen Überzeugung, dass 
von den beiden deutschen Staaten die 
DDR der bessere ist’.“ 

Alexander Amberger analysiert „im 
Spiegel der MfS-Akten“ die engen 
Kontakte Harichs zum stellvertreten-
den Kulturminister der DDR Klaus 
Höpcke bei seinem intensiven Enga-
gement für Umweltfragen. Den War-
nungen des Club of Rom von 1972 
„Die Grenzen des Wachstums“ fol-
gend hielt Harich eine Politikwende in 
der DDR für unverzichtbar (Buchpub-
likation 1975 im westlichen Ausland 
„Kommunismus ohne Wachstum?“), 
jedoch eine Lösung der Umweltfrage 
in einer auf Profitstreben basierten 
Wirtschaft prinzipiell nicht für mög-
lich. Er plädierte für einen „asketischen 
Kommunismus mit der Struktur eines 
streng zentralistisch gegliederten Welt-
staates.“ Der Beitrag von Amberger – 
der einzige in diesem Band, der auf 
Archivrecherchen beruht – offenbart 
den Quellenwert der Akten des ost-
deutschen Geheimdienstes für zeithis-
torische Analysen. Nachdrücklich sei 
auch vom Rezensenten die Überfüh-

rung der Akten des MfS in das Bun-
desarchiv gefordert, damit eine freie, 
nur von geschichtswissenschaftlichen 
Zielsetzungen geprägte Aktenrecher-
che möglich wird. 

Camilla Warnke berichtet aus dem 
Miterleben der Vorlesungen Wolfgang 
Harichs zur klassischen deutschen Phi-
losophie in den frühen 1950er Jahren 
und veröffentlicht zugleich ihre Vor-
lesungsmitschriften. Ich kann bestäti-
gen, das Audimax der Humboldt-
Universität war stets brechend voll 
und Harich beeindruckte uns mit sei-
ner gedankensprühenden Hegel-Inter-
pretation. Für mich als Geschichtsstu-
denten waren diese Vorlesungen ein 
Anreiz, sich mit Philosophie zu befas-
sen – freilich nicht ausreichend ge-
wappnet gegen simple Vereinfachun-
gen im marxistischen Denken. 

Der Literaturhistoriker Dieter Schiller 
hat seine im Juli 1990 verfasste und 
1995 überarbeitete „Antwort auf eini-
ge Fragen eines Bundesdeutschen zur 
DDR-Literatur“ zum Abdruck freige-
geben. Er skizzierte die Entwicklung 
der DDR-Literatur unter den realsozi-
alistischen Machtverhältnissen und 
urteilt, diese Literatur habe „in ihrem 
künstlerischen Niveau und – wenn 
auch in begrenztem Grade – ihren in-
novatorischen Elementen innerhalb 
der europäischen Literatur einen ei-
genständigen Platz“. Letztlich gelangt 
der Autor zu der prononcierten Aus-
sage: „Für mich ist die Literatur in der 
DDR seit den 60er Jahren eine Litera-
tur, die einige Autoren von welthisto-
rischem Rang hervorgebracht hat. 
Heute soll das weggeredet werden… 
Da soll der emanzipatorische An-
spruch begraben werden.“  

Peter Joachim Lapp berichtet über den 
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Prozess wegen Wahlfälschung gegen 
Hans Modrow 1994/95, an dem er als 
Sachverständiger teilnahm. „Was 
blieb, war ein schaler Nachgeschmack: 
leider versäumte es die Politik, für der-
artige Delikte wie die Wahlfälschung 
eine Amnestie auf den Weg zu brin-
gen…“ Das „hätte dem Rechtsfrieden 
gedient und manche Gräben früher zu-
geschüttet“. 

Der einzige auf die alte Bundesre-
publik bezogene Beitrag hat die Ge-
schichte des vom Bundesministerium 
für Gesamtdeutsche Fragen heraus-
gegebenen SBZ-Archivs und nach-
folgend des Deutschland Archivs 
zum Gegenstand. Klaus Körner be-
tritt damit wissenschaftliches Neu-
land. Von den handelnden Personen 
erscheinen u. a. Wolfgang Leonhard 
und Peter Christian Lutz. Der agile 
„Überläufer“ Leonhard tritt schon in 
den frühen Jahren als emsiger Mitar-
beiter hervor. Peter Christian Lutz 
kommt der Verdienst zu, 1968 eine 
wissenschaftsfundierte Deutschland-
forschung – systemimmanent für die 
DDR und zugleich beide deutsche 
Staaten vergleichend – angestoßen zu 
haben. Das bisher propagandistisch 
angelegte SBZ-Archiv nahm nicht nur 
den Namen Deutschland-Archiv an, 
sondern wandelte sich in ein seriöses 
Periodikum. Der Autor resümiert: 
„Wer etwas über die westdeutschen 
DDR-Kenntnisse in den Zeiten des 
Kalten Krieges erfahren will, sollte 
das SBZ-Archiv zur Hand nehmen.“ 
Und er merkt kritisch an, das SBZ-
Archiv komme in den Bänden der 
Bundestags-Enquête und in der auf 
die „Stasi-Unterlagen fixierten Ab-
wicklungsforschung“ nicht vor. 

Als Verfasser von Beiträgen zur DDR-
Geschichte sind Manfred Bogisch, Ste-

fan Bollinger, Heinz Karl, Mario Keß-
ler und Alfred Kosing in dem Band 
vertreten. Die Festschrift enthält drei 
Zeitzeugenberichte. Heiner Halberstadt 
und Robert Steigerwald berichten von 
ihren Begegnungen mit Wolfgang Ha-
rich. Herbert Wöltge hat die schriftli-
chen Aufzeichnungen eines Gesprächs 
mit Herbert Hörz veröffentlicht. Als 
Schriftleiter von Leibniz intern ist er 
seit Jahren um die Aufhellung der bis 
heute strittigen Auflösung der Akade-
mie der Wissenschaften der DDR be-
müht. Hörz war noch 1989 zum Aka-
demiemitglied und Vizepräsidenten 
gewählt worden und ergriff dann die 
Initiative zur Umbildung der Gelehr-
tengesellschaft zu einer privatrechtli-
chen Sozietät. Das Protokoll gibt die 
Sichten von Herbert Hörz auf das Wir-
ken der Akademie, auf die Reformbe-
strebungen und auf die Auflösung der 
Gelehrtengesellschaft wieder. Letzteres 
war in seinen Augen ein Rechtsbruch, 
der eine Klage vor dem Bundesverfas-
sungsgericht verlangt hätte.  

Vermisst wird ein Autorenregister. 
Biographische Angaben würden es 
erleichtern, die heterogenen Beträge 
gedanklich einzuordnen. 

Siegfried Kuntsche 

 

Geschichte und Gegenwart 
des Front National 

Sebastian Chwala, Der Front Natio-
nal. Geschichte, Programm, Politik 
und Wähler, PapyRossa, Köln 2015, 
143 S., 12,90 Euro 

Sebastian Chwala will mehrere, in der 
politischen und wissenschaftlichen 
Diskussion über den „Front national“ 
(FN) vertretene Auffassungen hinter-
fragen. Das gilt erstens für Versuche 
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einer moralischen Verurteilung des 
FN, zweitens für die Behauptung, der 
FN sei eine faschistische Partei und 
drittens für die These, der FN verkör-
pere eine irrationale Verweigerung der 
Moderne (6-8). Ch. zieht aber auch in 
Zweifel, dass der FN hauptsächlich als 
Reaktion einer vom krisenhaften ge-
sellschaftlichen Wandel geschwächten 
und angeblich von der Linken politisch 
aufgegebenen Arbeiterschaft betrachtet 
werden müsse. Er denkt dabei zum 
Beispiel an die auch in Deutschland 
bekannt gewordenen Studien von 
Stéphane Beaud und Michel Pialoux 
über die Erosion proletarischer Identi-
tät von Automobilarbeitern.  

Den von ihm kritisch erwähnten Deu-
tungsmustern des Aufstiegs des FN 
setzt Ch. ein Konzept entgegen, das 
von Zusammenhängen zwischen 
„ökonomischen, sozialen und politi-
schen Rahmenbedingungen“ und „so-
zialen Akteuren“ (11) ausgehen will. 
Letztere sieht er vor allem in den „Mit-
telschichten“, insbesondere in der Ka-
tegorie der „Kleineigentümer“. Wenn 
sich der FN zum politischen Anwalt 
der „kleinen Leute“ aufwerfe, bedeute 
das nicht, wie oft geglaubt werde, dass 
die Partei sozialen Abstieg durch „ge-
rechtere Verteilung der Vermögen o-
der gar gesellschaftliche Solidarität“ 
(12) aufhalten wolle. Was „gesell-
schaftliche Solidarität“ konkret heißen 
soll, bleibt bei Ch. an dieser Stelle un-
bestimmt. Ebenso ist die Kennzeich-
nung der FN-Programmatik als „natio-
nalliberal“ missverständlich, da dieses 
Attribut zumindest in Deutschland mit 
der großbürgerlichen Politik der natio-
nalliberalen Partei in der Bismarck-Ära 
konnotiert ist. 

Im 2. Kapitel gibt Ch. einen Über-
blick über die Entwicklung autoritär-

konservativer, nationalistischer und 
faschistischer Tendenzen in Frank-
reich von der Wende zum 20. Jahr-
hundert bis zum Ende des 
2.Weltkriegs. Dabei fokussiert er, wie 
in der Einleitung angekündigt, auf die 
Rolle des Kleinbürgertums (insbeson-
dere der kleinen selbständigen Kauf-
leute, Handwerker und Bauern), dem 
in Frankreich traditionell eine noch 
größere sozialstrukturelle Bedeutung 
zukam als in England oder Deutsch-
land. Der Historiker Gérard Noiriel, 
der durch profunde Studien über die 
französische Arbeiterschaft im 19. 
und 20. Jahrhundert hervorgetreten 
ist, spricht deshalb von einem „gigan-
tischen Paradoxon“, weil gerade in 
Frankreich eine tiefe Angst vor dem 
Proletariat entstanden sei, obwohl dort 
noch für Jahrzehnte eine „industrie 
rurale“ dominiert habe. Der soziale 
Wandel, der mit der beginnenden 3. 
Republik einsetzte, förderte zunächst 
einen gewissen Aufstieg der „couches 
nouvelles“ (17) der Kleineigentümer 
und eine entsprechende Ideologie ei-
ner „Eigentümerdemokratie“ (14), die 
sozialistischen Gleichheitsvorstellun-
gen diametral entgegengesetzt war. 

Mit dem Beginn einer „Großen Krise“ 
seit den siebziger Jahren des 19. Jahr-
hunderts – offenbar meint Ch. hier den 
Zerfall traditioneller Wirtschaftsfor-
men und eine zunehmende Proletari-
sierung „bäuerlicher Arbeiter“ – wurde 
die soziale Basis einer „schrittweisen 
Reformpolitik“ schmaler (18). Das lös-
te ab Mitte der achtziger Jahre einen 
Zustand politischer Instabilität aus, der 
unter dem Stichwort „Boulangismus-
Krise“ in die französische Geschichte 
eingegangen ist. Zutreffend beschreibt 
Ch. den Boulangismus (der Begriff 
verweist auf General Georges Bou-
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langer, der für einige Jahre zum „star-
ken Mann“ avancierte) als ambivalen-
te reaktionäre populistische Bewe-
gung, die sowohl von der extremen 
Rechten unterstützt wurde als auch 
auf der Linken nicht geringe Zustim-
mung fand. Auch hier sieht Ch. seine 
Leithypothese vom Kleinbürgertum 
(bzw. den Mittelschichten) als ent-
scheidendem sozialen Träger rechter 
Bewegungen in Frankreich bestätigt 
(21). Erst dadurch, dass sich die Arbei-
terschaft aus der politischen Abhän-
gigkeit der Liberalen (21) löste und 
sich Teile der Republikaner nach links 
bewegten („Radikale“), polarisierte 
sich das politische Kräfteverhältnis der 
3. Republik. Ein Ergebnis dieses Pro-
zesses war die Entstehung eines ideo-
logisch scharf konturierten „organi-
schen Nationalismus“, der intellektuell 
besonders von Maurice Barrès und po-
litisch von Paul Déroulède, dem Führer 
der revanchistischen „Ligue des Patrio-
tes“ repräsentiert wurde (22). Zu Es-
sentials des nationalistischen Diskurses 
entwickelten sich der Primat des natio-
nalen Kollektivs vor dem Individuum 
(gewissermaßen die rechte Alternative 
zu Durkheim, L.P.), die Glorifizierung 
der bäuerlichen Existenzweise, Antiur-
banismus, Antisozialismus, Antisemi-
tismus und Xenophobie (zum Beispiel 
gegen italienische Arbeitsimmigran-
ten) sowie ein ausgeprägter sozialer 
und kultureller Elitismus. Das Ganze 
wurde in die Formel der „préférence 
nationale“ gegossen, die ihre Spuren 
bis in das heutige Selbstverständnis des 
FN hinein hinterlässt.  

Nachdem die „Ligue des Patriotes“ 
nach einem gescheiterten Putschver-
such an Einfluss verlor, trat die „Ac-
tion française“ (AF) unter Führung 
von Charles Maurras in den Vorder-

grund und blieb bis in die dreißiger 
Jahre des 20. Jahrhunderts die größte 
Organisation des französischen 
Rechtsextremismus. Ihre nationalisti-
sche, antisemitische, militant katholi-
sche und monarchistische Einstellung 
wurde allerdings in der Zwischen-
kriegszeit durch einen Radikalisie-
rungsprozess rechter Strömungen 
überholt, die sich am siegreichen ita-
lienischen Faschismus orientierten 
und in Organisationen wie „Le 
Faisceau“ unter Georges Valois nie-
derschlugen (33). Zu Recht wendet 
sich Ch. gegen Positionen prominen-
ter Faschismusforscher wie Zeev 
Sternhell und Michel Winock, die 
Bewegungen wie „Le Faisceau“ eine 
dem radikalen Syndikalismus sub-
stantiell gleichartige revolutionäre 
Qualität zuschreiben, indem er die 
programmatischen Schwerpunkte im 
Denken Valois hervorhebt: Antipar-
lamentarismus, Plädoyer für die Dik-
tatur eines „starken Mannes“, Pole-
mik gegen die herrschenden Eliten, 
Ersetzung der Gewerkschaften durch 
korporatistische Organe (35). (Dass 
Valois später in der „Résistance“ ak-
tiv war und 1945 im KZ Bergen-
Belsen umkam, sei hier von mir nur 
am Rande erwähnt).  

Mit Beginn der Weltwirtschaftskrise 
erhielten die nationalistischen und fa-
schistischen Kräfte enormen Auftrieb, 
ein Prozess, der aber auf ein gleichzei-
tig sich entwickelndes Bündnis der 
Linken (Sozialisten, Kommunisten, 
Gewerkschaften und linke bürgerliche 
Republikaner) traf. Deshalb scheiterte 
der gewaltsame rechte Umsturzversuch 
1934 an dem von den Gewerkschaften 
ausgerufenen Generalstreik. Dennoch 
setzten sich die Angriffe der nationalis-
tischen und faschistischen Rechten auf 
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Institutionen der 3. Republik und ins-
besondere die Regierung der „Volks-
front“ unter Léon Blum (36 ff.) fort. 
Ihre Kader rekrutierte die rechtsextre-
me Bewegung aus den „Ligues“ („Li-
gen“), ihre Wortführer fand sie in u.a. 
in Charles Maurras, Robert Brasillach 
und Maurice Bardèche. Aus den Er-
eignissen der dreißiger Jahre ging 
1936, nachdem sich die faschistischen 
„Croix-de-feu“ („Feuerkreuzler“) des 
Oberst François de La Rocque aufge-
löst hatten, der „Parti Social Français“ 
(PSF) hervor: Weder der PSF noch der 
von dem früher führenden Mitglied der 
Kommunistischen Partei (PCF) ge-
gründete „Parti Populaire Français“ 
(PPF) lassen sich – das betont Ch. – als 
„Arbeiterparteien“ bezeichnen, auch 
wenn diese Parteien einen entspre-
chenden Eindruck hervorrufen wollten. 
(Es wäre interessant gewesen, näher 
auf die Entstehung beider Parteien ein-
zugehen, was aber über den Überblick-
scharakter des Buches hinausgehen 
würde.) An mehreren Stellen zeigt Ch., 
dass diese rechtsextremen Parteien ihr 
soziale Basis nicht nur nicht in der Ar-
beiterschaft hatten, sondern sogar von 
privaten Unternehmern finanziell un-
terstützt wurden. 

Das Vichy-Regime (1940 – 1945) bot 
den unterschiedlichen reaktionären, 
nationalistischen und faschistischen 
Strömungen trotz der zwischen ihnen 
fortbestehenden partiellen Differen-
zen einen konsensualen institutionel-
len Rahmen. Allerdings stellt sich die 
Frage, ob man Maurras und Pétain 
während des Vichy-Regimes nur als 
„nationalkonservativ“ (39) bezeich-
nen kann.  

Zwar brach die Kontinuitätslinie der 
extremen Rechten nach 1945 nicht 
völlig ab, aber ihr Einfluss blieb zu-

nächst eher marginal, sieht man vom 
spektakulären, aber bald wieder abeb-
benden Erfolg des Poujadismus, also 
der nach ihrem Führer Pierre Poujade 
benannten Bewegung „Union zur 
Verteidigung der Kaufleute und 
Handwerker“ (UDCA), dem Auftre-
ten des Juristen Jean-Louis Tixier-
Vignancourt und rechtsextremer 
Splittergruppen während der sechzi-
ger Jahre einmal ab. Immerhin blieb 
aber, was Ch. erneut deutlich macht, 
die traditionelle Mittelschicht vor al-
lem der kleinen Selbständigen ein so-
zial relevanter Faktor nationalistischer 
und rechtsextremer Tendenzen. 

Dass mit der Gründung des FN 1972 
die Basis für eine einflussreiche, 
stabile rechte Partei geschaffen wur-
de, führt Ch. vor allem auf folgende 
Bedingungen zurück: ein Erstarken 
der Linken, das etwa den radikalen 
neofaschistischen „Ordre Nouveau“ 
marginalisierte (47), die drohende 
Deklassierung kleinbürgerlicher und -
bäuerlicher Schichten (59) und Migra-
tionsprobleme infolge der „Dekoloni-
sierungskrise“ der 1950er und 1960er 
Jahre. (Fraglich ist allerdings, ob man 
wie Ch. den „Ordre Nouveau“ als 
„nationalrevolutionär“ bezeichnen 
sollte, da dieser Begriff sehr unter-
schiedlich gedeutet werden kann und 
auch gedeutet worden ist, 48). 

Kritisch ist außerdem anzumerken, 
dass Ch. hier wie an zahlreichen an-
deren Stellen seinen einleitend skiz-
zierten Ansatz, von „ökonomischen, 
sozialen und politischen Rahmenbe-
dingungen“ auszugehen, methodisch 
nicht durchhält. Anstatt die von ihm 
behandelten Hauptphasen der poli-
tisch-historischen Entwicklung des 
französischen Rechtsextremismus je-
weils mit einem knappen systemati-



194 Z - Nr. 109 März 2017 

schen Überblick über die genannten 
„Rahmenbedingungen“ einzuleiten, 
finden sich nur über den gesamten 
Text verstreute Hinweise auf diese 
Bedingungen. Das erschwert es teil-
weise, ihren inneren Zusammenhang 
nachvollziehen zu können. 

Was das Profil des FN seit den 1990er 
Jahren betrifft, so wird es von Ch. als 
„neuer Nationalismus“ beschrieben, 
der sich u.a. in der Losung einer 
„Préference Nationale“, also der kate-
gorischen Privilegierung nationaler 
Aspekte, ausdrückt. Dem war nach 
der Entmachtung des Parteigründers 
Jean-Marie Le Pen bereits eine gewis-
se „Normalisierung“ vorausgegangen. 
Statt eines offenen Rassismus wurde 
nun kulturrelativistisch das „Recht auf 
Unterschiedlichkeit“ (70) betont, der 
traditionelle Katholizismus schwächte 
sich ab, Umweltschutz wurde zu ei-
nem neuen politischen Aktionsfeld 
erklärt (67) und die Partei bezog Posi-
tion gegen die beiden Irakkriege. 
Wenn Ch. einen „identitären Rassis-
mus“ (67) als ideologischen Subtext 
des FN ausmacht, wäre es wün-
schenswert gewesen, wenn er sich da-
bei nicht nur auf die Sekundärliteratur 
gestützt, sondern auch ausführlicher 
Primärquellen zitiert hätte. 

Der „neue FN“, der einerseits neofa-
schistische Elemente abzuschütteln 
versuchte, andererseits aber auch 
„Modernisierer“ wie Bruno Mégret 
kaltstellte, nahm seit Beginn des 21. 
Jahrhunderts die für ihn gegenwärtig 
typischen Konturen an, indem er sich 
als eine nationale, “pro-
republikanische“, laizistische, „sozia-
le“, globalisierungsfeindliche, antia-
merikanische und einen „starken 
Staat“ fordernde Kraft präsentierte. 
Wenn der FN einen „starken Staat“ 

will, dann sind damit, wie Ch. deutlich 
macht, in erster Linie die Aufrüstung 
der französischen Armee, um Frank-
reichs weltpolitische Stellung zu festi-
gen, sowie der Ausbau des nationalen 
Sicherheitsapparats gemeint. Wenn na-
tionale Interessen gefährdet seien, 
spricht sich der FN durchaus für be-
waffnete Auslandseinsätze aus, vertritt 
also alles andere als eine grundsätzlich 
auf Frieden gerichtete Politik. 

Am Beispiel der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik kann Ch. die Wider-
sprüchlichkeit der FN-Programmatik 
aufzeigen. So verenge sich die Glo-
balisierungskritik des FN auf die kul-
turalistische Ebene und klammere 
die harten ökonomischen Realitäten 
des globalen Neoliberalismus aus 
(82). Dem entspreche ein durchaus 
mit neoliberalen Zielen vereinbarer 
Katalog unternehmerfreundlicher, 
marktliberaler Ziele. Dazu gehören 
eine „Vereinfachung“ des Arbeits-
rechts, (wie sie ja inzwischen trotz 
der breiten Streik- und Protestbewe-
gung durch die Veränderung des 
Code du Travail eingetreten ist) und 
die Ersetzung der „überholten“, am 
Klassenkampf festhaltenden Ge-
werkschaften durch korporatistische 
Organe eines gemeinsamen Kon-
fliktmanagements von Unternehmern 
und Belegschaften. Eine teilweise 
Finanzierung der Rentenversiche-
rung durch kapitalgedeckte Renten, 
staatlich subventionierter privater 
Wohnungsbau und ähnliche sozial-
politische Vorschläge ergänzen die-
sen Katalog, wobei gleichzeitig ge-
fordert wird, kleine und mittlere Un-
ternehmen vor der Macht nicht-
französischer Konzerne und Super-
markt-Ketten zu schützen (86). 

Die Fokussierung des FN auf die selb-
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ständigen ländlichen und städtischen 
Mittelschichten erweist sich Ch. zufol-
ge als zentraler strategischer Schritt, 
der gleichzeitig die Berufung aller 
früherer Spielarten der extremen Rech-
ten auf diese sozialen Kategorien fort-
setzt (86/87). 

Es ist deshalb nur folgerichtig, wenn 
Ch. im 4. (und letzten) Kapitel noch 
einmal ausführlich auf die „Soziolo-
gie des Front National“ eingeht (88 – 
130). Den Ausgangspunkt dafür bil-
den die spektakulären Wahlgewinne 
der Partei besonders während der letz-
ten Jahre. Bei den Departementswah-
len 2015 erhielt der FN gut 25 Pro-
zent der Stimmen (96). Ch. kommt 
bei der Untersuchung dieser Entwick-
lung zu folgenden Befunden: 

1. Der FN hat seine Hochburgen „jen-
seits der Städte“ im ländlichen und 
„periurbanen“ Raum. Es gebe also 
keine sozialräumlich signifikante 
Korrelation zwischen Zustimmung 
zum FN und dem überwiegend in ur-
banen Ballungszentren lebenden Mig-
rantenanteil an der Wahlbevölkerung. 

2. Besonders hohe Wahlergebnisse 
erziele die Partei in „periurbanen“ 
Gebieten im Umkreis von 30 - 90 Ki-
lometern Entfernung von den Groß-
städten, wo Marine Le Pen zum Bei-
spiel in Paris bei den letzten Präsi-
dentschaftswahlen (2012) nur 6,2 
Prozent erreichte. 

3. Die „Deklassierungsangst“ beson-
ders in den Mittelschichten, denen 
sich der FN als Fürsprecher andient, 
habe nach soziologischen Studien 
(z.B. von François Dubet) und Erhe-
bungen des französischen Statisti-
schen Amtes (INSEE) im Jahr 2014 
keine reale Grundlage. 

4. Die „populären Thesen“, die An-

hängerschaft des FN sei weiblicher 
und jünger geworden, lassen sich 
nicht verifizieren. Vermutlich sei der 
typische Wähler der Partei eher „nach 
wie vor männlich, nicht akademisch 
gebildet und Arbeiter, Angestellter 
oder kleiner Unternehmer“ (98).  

Besondere Aufmerksamkeit ziehen 
die letzten Abschnitte dieses Kapitels 
(105-137) auf sich, weil sich Ch. hier 
sowohl mit der Frage auseinander-
setzt, ob für die „(linke) Linke“ der 
„Rückzug ins Nationale“ (105) eine 
Alternative zum FN und seiner natio-
nalistischen und identitären Rhetorik 
bieten kann, als auch ausführlicher 
auf das Verhältnis des FN zur Arbei-
terschaft eingeht, die ja traditionell 
den Kern der Linken gebildet hat. 

Wenn es auch zutrifft, wie Ch. be-
merkt, dass die Politik der regieren-
den Sozialistische Partei (PS) gegen-
wärtig Züge von „Law and order“ 
(106) aufweist, so lässt sich daraus 
aber nicht, wozu Ch. offensichtlich 
neigt, ableiten, dass eine Verbindung 
von nationalen Aspekten und linken 
politischen Zielen a priori und immer 
abzulehnen ist. Wenn zum Beispiel 
die Verteidigung sozialstaatlicher Er-
rungenschaften, der Kampf um mehr 
soziale Gerechtigkeit und für eine 
Einschränkung der Macht produkti-
ons- und marktbeherrschender Unter-
nehmen auf nationaler Ebene mit 
mehr Erfolg geführt werden kann als 
auf internationaler Ebene, wäre es ein 
geradezu sträfliches Versäumnis, na-
tionale Spielräume ungenutzt zu las-
sen. Die Linke sollte weder in Frank-
reich noch anderswo „national“ und 
„nationalistisch“ verwechseln. Das 
aber scheint Ch. zu tun. Er wendet 
sich u.a. gegen Jean-Luc Mélenchon, 
den führenden Repräsentanten des 
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linken „Front de gauche“, eines 
Wahlbündnisses unter wesentlicher 
Beteiligung der Kommunisten, weil er 
nicht „die europäische Option“ ge-
wählt habe, „alle subalternen Milieus 
zu vereinen, um geschlossen gegen 
die längst transnational agierenden 
Konzerne und Elitennetzwerke agie-
ren zu können“ (107). Offensichtlich 
ist es aber noch ungleich schwieriger, 
Widerstand auf internationaler oder 
gar globaler Ebene zu mobilisieren als 
unter nationalen und regionalen Be-
dingungen, wo das schon schwierig 
genug ist. Oder hätten die in diesem 
Jahr gegen die Demontage des „Code 
du Travail“ Streikenden auf ihre Be-
wegung verzichten sollen, weil ihr die 
„transnationale“ Dimension fehlte? 
Findet man bei der Linken jenseits 
des PS, was Ch. nahe legt, ebenfalls 
Vorstellungen eines „nationalen Kol-
lektivs“ wie bei der extremen Rech-
ten? Warum soll es falsch sein, dass 
die französische (oder auch deutsche) 
Linke für eine verfassungsmäßigen 
Grundwerten entsprechende (Ch. 
schreibt der Linken den abwertenden 
Ausdruck „Assimilation“ zu) Integra-
tion von Migranten eintritt? (107). 
Und was heißt konkret, dass sich 
„viele Linke in geradezu mythischer 
Weise der Nation“ (106) verbunden 
fühlen? Für diese schwerwiegende 
Behauptung hätte man tragfähige Be-
lege erwarten dürfen.  

Am Schluss seines Buches befasst 
sich Ch. mit dem Verhältnis des FN 
zur Arbeiterschaft. Ausgehend von 
der durch die Krise des Fordismus 
ausgelösten Erosion des PCF und ih-
res einstigen Masseneinflusses auf die 
Arbeiterklasse widerspricht er der 
zum Beispiel von Pascal Perrineau 
vertretenen Auffassung von einem so 

genannten „Gaucho-Lepenismus“ 
(109/113), der zufolge zahlreiche Ar-
beiter aus Enttäuschung über die „po-
litische Klasse“, aus Fremdenfeind-
lichkeit und Frustration über die EU 
1995 Jean-Marie Le Pen als Präsi-
dentschaftskandidaten gewählt hätten, 
innerhalb der „Volksklassen“ also ei-
ne Verschiebung nach rechts stattge-
funden habe. Stattdessen führt Ch. ei-
ne Reihe empirischer Untersuchungen 
an, deren Ergebnisse darauf hinaus-
laufen, dass Arbeiter nicht primär 
rechts wählen (113-116). Gleichzeitig 
macht er darauf aufmerksam, dass vor 
allem der Arbeiteranteil an den 
Nichtwählern wächst. Sein besonde-
res Interesse gilt in diesem Zusam-
menhang aber in erster Linie dem Typ 
des „rechten“, aufstiegsorientierten 
Arbeiters. Dabei handelt es sich um 
Angehörige eines Arbeitermilieus in 
eher ländlichen Industriegebieten, wo 
Arbeiter ein relativ enges Verhältnis 
zu den Betriebseignern haben, kon-
fliktorientierte Gewerkschaften als 
Fremdkörper empfunden werden und 
individuelle Leistung als Vorausset-
zung für sozialen Aufstieg verinner-
licht wird (119). Zwar bestreitet Ch. 
einerseits nicht, dass der FN unter Ar-
beitern auf Resonanz stößt, verneint 
aber andererseits, dass von einem 
Bruch der Arbeiterschaft mit einem 
bisherigen linken Selbstverständnis 
gesprochen werden könne, da das 
heutige „rechts sozialisierte Arbeiter-
milieu“ vorher gar nicht von der Ar-
beiterbewegung und der Linken er-
fasst und geprägt worden sei (120). 
Dieser einleuchtende Befund steht üb-
rigens auch in Kontrast zu dem (von 
Ch. nicht erwähnten) eindrucksvollen 
Buch „Rückkehr nach Reims“ von 
Didier Eribon, der in der angeblichen 
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Hinwendung der Arbeiterschaft zum 
FN eine Reaktion darauf sieht, dass 
die linken Parteien die Arbeiterschaft, 
namentlich ihre untere Schicht, auf- 
und preisgegeben hätten. 

Sebastian Chwala hat einen guten, in-
formativen Überblick über den „Front 
national“, sein politisches Profil und 
die Geschichte seiner Vorläufer vor-
gelegt. In vielen Punkten ist seiner 
Darstellung und Argumentation zuzu-
stimmen. Das Buch enthält aber gele-
gentlich begriffliche Unklarheiten und 
seine eigenen politischen Wertungen 
sind nicht immer überzeugend.  

Lothar Peter 

 

 

Wurzeln des „Islamischen 
Staates“ 

Werner Ruf, Islamischer Staat & Co. 
Profit, Religion und globalisierter 
Terror, PapyRossa-Verlag, Köln 
2016, 156 S., 13,90 Euro 

Kein anderer nichtstaatlicher Akteur 
hat die gegenwärtigen nahöstlichen 
Verhältnisse in einer derartig rigiden 
und rückwärtsgewandten Weise um-
zuwälzen versucht wie die islamisti-
sche Terrorgruppierung „Islamischer 
Staat“ (IS). Das vom IS im Sommer 
2014 im irakischen Mossul ausgeru-
fene Kalifat „Islamischer Staat“ mit 
dem syrischen Raqqa als Hauptstadt 
stellte nicht nur eine flagrante Verlet-
zung der territorialen Integrität beider 
Länder dar. Zugleich war dies auch 
ein gezielter Anschlag auf die beste-
hende gesamtregionale Territorialord-
nung – mit nachhaltigen Dynamiken 
weit über den Nahen Osten hinaus, 
unabhängig davon, wie sich das wei-
tere Schicksal dieses Kalifatsgebildes 

fürderhin gestalten wird. 

Schon dies allein begründet  die hohe 
Relevanz der vorliegenden Publikation 
von Werner Ruf. Diese ist umso be-
deutsamer, als es dem Autor nicht nur 
um das Entstehen und Wirken dieses 
zweifellos bislang gefährlichsten Phä-
nomens des islamistischen Extremis-
mus geht. Er hat sich vielmehr dessen 
Einordnung in seine weit in die Ge-
schichte zurückreichenden objektiven 
wie subjektiven Entwicklungsbedin-
gungen zur Aufgabe gemach. Er liefert 
somit zugleich fundierte Antworten da-
fü, warum gerade der Nahe Osten zu 
den konfliktgeladensten Regionen der 
Welt zählt; warum eben hier immer 
wieder Spannungen zwischen einzel-
nen Staaten – oftmal unter Instrumen-
talisierung von konfessionellen Unter-
schieden – angeheizt werden; warum 
Tradition und Autoritarismus in den 
Herrschaftsverhältnissen ein solch er-
staunliches Beharrungsvermögen auf-
weisen und mithin der islamistische 
Extremismus per se eine spezifische 
Heimstatt zu haben scheint; warum es, 
wie kaum anderswo in der Welt, am 
Willen wie an der Fähigkeit der ver-
schiedenen Akteure, staatlicher wie 
nichtstaatlicher, zur Kompromisssuche 
auf der Basis des gegenseitigen Vor-
teils und im Interesse der Schaffung 
einer stabilen, die Interessen aller Be-
teiligten fair berücksichtigenden Regi-
onalordnung mangelt. 

Einmal mehr erweist sich Werner Ruf 
mit dieser Veröffentlichung als vor-
züglicher Kenner der Materie. Als 
jemand, der nicht einfachen den 
„Mainstream“ bedienenden Erklä-
rungsmustern folgt, sondern gegebene 
Zusammenhänge ausgewogen be-
leuchtet und somit zugleich auch 
westlicher Nahost-Politik den Spiegel 
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vorhält. 

Der Autor leitet sein in fünf Kapitel 
untergliedertes Buch mit einem histo-
rischen Exkurs ein, welcher ein gan-
zes Jahrhundert umspannt – von den 
Zeiten des ersten Weltkrieges bis hin 
in unsere unmittelbare Gegenwart. 
Prägnant werden die gewachsenen 
Rivalitäten damaliger Mächte aufge-
zeigt, als im Zuge der fortschreiten-
den industriellen Revolution „der Zu-
gang und die Kontrolle der Ölquellen 
von größter strategischer Bedeutung 
geworden waren“. Während sich der 
deutsche koloniale Expansionismus – 
kulminierend im zentralen Bagdad-
Bahn-Projekt, um „Berlin über den 
Balkan, die heutige Türkei, Syrien mit 
dem damaligen Mesopotamien zu 
verbinden“ – als Kriegsverlierer in 
Versailles am Ende seiner Orient-
Träume gesehen habe, hätten sich 
hingegen Großbritannien und Frank-
reich zu dortigen Kolonialmächten 
aufgeschwungen die die nahöstliche 
Region gemäß deren Vormachtinte-
ressen territorial neu geordnet hätten. 
Diese wurde manifest mit der Konfe-
renz von Sèvres 1920 und basierte auf 
dem als Sykes-Picot-Abkommen 
ruchbar gewordenen Geheim-Deal 
von 1916. Damit sei zugleich der Bo-
den für jene Probleme gelegt worden, 
„die heute mit Macht an die Oberflä-
che treten und nach einhundert Jahren 
jene ‚Ordnung’ radikal in Frage stel-
len“. Gleichfalls äußerst aufschluss-
reich sind jene Überlegungen, die der 
Autor am Schluss dieses ersten Ab-
schnittes präsentiert und die die fata-
len Folgen der US-amerikanischen 
Nahostpolitik betreffen. Nicht nur hät-
te der „zunehmende Einsatz von pri-
vaten militärischen Unternehmen ge-
rade für die ‚schmutzige’ Kriegfüh-

rung“ den politischen Schaden unge-
mein wachsen lassen“. Vielmehr er-
weise sich die ungeheure Hochrüs-
tung als ruinös auch für die eigene 
Wirtschaft und Infrastruktur. Dabei 
mache der relative Niedergang der 
USA als Hegemonialmacht diese 
zwangsläufig keinesfalls friedliche. 
Zudem würden dadurch regionalen 
Mächten größere Handlungsspielräu-
me eröffnet, die diese nun für sich zur 
Durchsetzung eigener, jedoch wider-
streitender Interessen zu nutzen be-
strebt seien. 

Im zweiten – und zugleich umfäng-
lichsten – Kapitel, welches unter die 
Überschrift „Revolution und Konter-
revolution nach dem ‚Arabischen 
Frühling’“ gestellt ist, geht Werner 
Ruf vor allem den Ursachen für den 
sich 2010/2011 entfachenden und na-
hezu die gesamte arabische Welt er-
fassenden „revolutionären Flächen-
brand“ auf den Grund. Gleichzeitig 
enthüllt er die diesbezügliche Dop-
pelbödigkeit westlicher Politik. Näm-
lich, einerseits die „grauenhaften Ver-
hältnisse in der arabischen Welt: Die 
brutale Unterdrückung der Bevölke-
rung, die Systematisierung der Folter, 
die Kleptokratie der Despoten“ zu kri-
tisieren. Andererseits aber sich betref-
fender Despoten durchaus zu bedie-
nen, um „als vorgeschobene Bollwer-
ke ‚uns’ vor der Bedrohung durch den 
‚islamistischen Terrorismus’ und der 
wachsenden Zahl von Flüchtlingen“ 
schützen zu sollen. Dies lasse sich am 
Umgang mit Vertretern des politi-
schen Islam illustrieren, einem ge-
schickten, aber zugleich verzweifelten 
„Manöver des Westens“. Seine nicht 
mehr direkt oder durch zwischenge-
schaltete Diktatoren haltbare Hege-
monie suche dieser nun durch neue 
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reaktionäre Vasallen zu kompensie-
ren. Indem die Muslimbrüder und ihre 
Schwesterparteien konsequent eine 
neoliberale Politik durchzusetzen ver-
sprochen hätten, seien sie dem Wes-
ten gewissermaßen als dessen natürli-
che Partner erschienen.  

Die im anschließenden dritten Kapitel 
„Der islamische Staat“ erfolgende kri-
tische Auseinandersetzung mit eben 
jener extremistischen Gruppierung 
gehört zweifellos zu den größten Vor-
zügen dieses Buches. Nicht nur, dass 
Werner Ruf den Zusammenhang zwi-
schen dem völkerrechtswidrigen und 
inzwischen von dessen Urhebern zu-
gegebenermaßen auf glatten Lügen 
gebauten US-Krieg gegen den Irak und 
der Formierung von IS in anschauli-
cher Weise aufdeckt. Auch verstellt er 
sich trotzdem nicht den Blick für in der 
Geschichte der Region wurzelnde 
Triebkräfte der Entstehung eines sol-
chen Gewaltakteurs wie ebenso weite-
rer immer zahlreicher werdender ge-
waltaffiner Zusammenschlüsse. Aus-
führlich wird von ihm geschildert, „wo 
und wie alles anfing“; wodurch die IS-
Ideologie charakterisiert ist und worin 
die besondere Professionalität seiner 
Propaganda besteht. Hervorzuheben 
sind die Ausführungen zur „Ökono-
mie des Terrors“ ebenso wie zur Fra-
ge, inwieweit es sich beim IS auch um 
ein Produkt US-amerikanischer Syri-
enpolitik handele.   

Im vierten Kapitel, „Der nahöstliche 
Hexenkessel“ betitelt, wendet sich der 
Autor speziellen Problemen zu. So 
den Schwierigkeiten einer politischen 
Lösung der Syrien-Krise; der aus 
Sicht des Westens möglichen Rolle der 
islamistisch-jihadistischen Gruppie-
rung „Ahrar asch-Scham“ in einer Art 
Stellvertreterfunktion im Streben nach 

einem Sturz von Assad und der sich in 
konfessionellem Gewande zwischen 
Iran und Saudi-Arabien vollziehenden 
und auf dem Boden des Jemen ausge-
tragenen Rivalität um die Vorherr-
schaft speziell in der Golfregion.  

Im als Fazit verstandenen fünften Ka-
pitel diskutiert der Autor ein Maßnah-
me-Paket, das sich an den Grundsätzen 
der UN-Charta orientiert: die „Beendi-
gung der finanziellen, wirtschaftlichen 
und waffentechnischen Unterstützung 
von Gewaltakteuren“, ein Ende aller 
Waffenexporte sowie ein „striktes 
Embargo (Export und Import) gegen-
über Kriegsgebieten betreffend Waf-
fen, Ressourcen, Antiquitäten, Produk-
ten jeder Art, um die Einkünfte von 
Gewaltakteuren“ auszutrocknen. Ziel 
ist die Bekämpfung der Ursachen für 
Terror und Gewalt.  

Auf jeden Fall ist dieses vom Papy-
Rossa Verlag verlegte weitere Buch 
von Werner Ruf – einschließlich der 
darin enthaltenen umfangreichen Bib-
liografie – jedem zu empfehlen, der 
sich ein umfassendes Bild von Ursa-
chen und Hintergründen der sich in 
unserer unmittelbaren Nachbarregion 
vollziehenden Entwicklungen machen 
möchte.. 

Karin Kulow 

 

Regressive Modernisierung 

Oliver Nachtwey, Die Abstiegsge-
sellschaft, Berlin 2016, Suhrkamp-
Verlag, 264 Seiten, 18,- Euro 

Der Rechtspopulismus in Europa ist 
im Aufwind. Nicht nur in Frankreich 
oder den Niederlanden, sondern auch 
in Deutschland schaffen es rechtspo-
pulistische Parteien und Bewegungen 
wie die AfD oder Pegida, den öffent-
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lichen Diskurs für sich zu nutzen und 
gesellschaftliche Debatten zu domi-
nieren. Ihre (Wahl-)Erfolge beruhen 
ganz wesentlich darauf, dass diese 
Parteien es schaffen, große Teile klas-
sischer linker WählerInnengruppen, 
wie ArbeiterInnen und Prekarisierte, 
zu mobilisieren und diese teils nach 
Jahrzehnten der Abstinenz zur 
Stimmabgabe zu bewegen. Vor dem 
Hintergrund des Aufstiegs des 
Rechtspopulismus in Deutschland und 
den aktuellen Diskussionen innerhalb 
der Linken1 über dessen Gründe legt 
der Soziologe Oliver Nachtwey mit 
seinem neuen Buch einen wichtigen 
Debattenbeitrag vor.  

Darin macht sich der Autor zur Auf-
gabe, die „Entwicklungen der letzten 
Jahrzehnte historisch zu entfalten […] 
und den klassischen Fragen der So-
ziologie nachzugehen: In welcher Ge-
sellschaft leben wir eigentlich?“ (10). 
Seine zentrale These ist, dass sich mit 
der Durchsetzung des Neoliberalis-
mus ab den 1970er Jahren der gesell-
schaftliche Fahrstuhleffekt von Ulrich 
Beck umgekehrt hat und „viele Er-
rungenschaften der sozialen Moderne 
einer erneuten, aber diesmal regressi-
ven Modernisierung unterzogen wur-
den“ (11). Dieser Prozess der regres-
siven Modernisierung verschränkt da-
bei emanzipatorische Elemente, wie 
etwa den Abbau von gruppenbezoge-
ner Diskriminierung, mit einer steigen-
den sozialen Ungleichheit und fehlen-
der sozialer Mobilität. Die dadurch 

 
1  Vgl. exemplarisch Klaus Dörre (2016), Die 

national-soziale Gefahr. Pegida, Neue Rech-
te und der Verteilungskonflikt – sechs The-
sen. http://www.theoriekritik.ch/?p=2833 
oder die Debatte in den Zeitungen analyse 
& kritik bzw. im Neuen Deutschland. 

entstandene Abstiegsgesellschaft pro-
duziert „Abstiegssorgen und Status-
kämpfe um Anrechte auf Wohlstand“ 
(165), welche sich mitunter im „Be-
dürfnis nach sozialdarwinistischer 
oder xenophobischer Distinktion“ äu-
ßert und in der nicht zuletzt auch 
„Pegida und die AfD […] Ausdruck 
dieser Entwicklung“ (14) sind.  

Das Buch gliedert sich in drei große 
Teile: Der erste Teil des Buches stellt 
die Kontrastfolie dar, vor der der Au-
tor seine These entwickelt. Aus-
gangspunkt sind dabei die Thesen des 
Soziologen Ulrich Beck, welcher vor 
dem Hintergrund der „einzigartigen 
ökonomischen, sozialen und politi-
schen Konstellationen“ (17) der west-
deutschen Nachkriegszeit von der 
Entwicklung einer sozialen Moderne 
sprach. Das Aufkommen eines Nor-
malarbeitsverhältnisses sowie die 
„Entfaltung sozialer und wirtschaftli-
cher Staatsbürgerrechte“ (23) in der 
alten Bundesrepublik führten nach 
Beck zu einem „Wandel des sozialen 
Konflikts“ (34). Der „Klassenkonflikt 
wurde ad acta gelegt“, vielmehr führte 
die soziale Moderne des Fordismus zu 
einem „Fahrstuhleffekt“ durch den 
„alle Schichten von Arbeitnehmern 
bis Vermögensbesitzern […] gemein-
sam nach oben“ (31) fuhren. Ausge-
hend von dieser These Becks be-
schreibt der Autor den Niedergang 
des fordistischen Entwicklungsmo-
dells und den „langen Aufstieg des 
Neoliberalismus“ (47). Anknüpfend 
an die Arbeiten von Karl Marx zum 
tendenziellen Fall der Profitrate und 
gestützt auf zahlreiche empirische 
Studien weißt der Autor nach, dass es 
seit dem Ende der Währungsordnung 
von Bretton Woods 1973 zu einem 
langen Abschwung und einer stärke-
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ren Krisenanfälligkeit der Weltwirt-
schaft gekommen ist. Das Scheitern 
der Sozialdemokratie, die fortschrei-
tende „Internationalisierung der Pro-
duktion und die globale Restrukturie-
rung des Finanzsystems“ (51) führten 
zur Durchsetzung des Neoliberalis-
mus und zum Aufstieg des Finanz-
marktkapitalismus, der zu einem 
„Rückgang bei den Investitionen“ 
(56) sowie einem globalen Wachs-
tumseinbruch führte. Der „Postwachs-
tumskapitalismus“ (45) führt jedoch 
gesellschaftlich zu einem Problem, 
denn ohne reales Wachstum fehlt die 
„zentrale Ressource“ (63) der sozialen 
Moderne, um strukturelle Ungleich-
heiten zu moderieren und sozialen 
Aufstieg zu ermöglichen. Ohne 
Wachstum, so die These des Autors, 
werden „Aufstieg und Verteilung von 
Einkommen und Vermögen“ zu ei-
nem Nullsummenspiel, wodurch die 
gesellschaftlichen Spannungen zu-
nehmen.  

Dem eher ökonomischen Abschnitt 
folgt eine Diagnose der gesellschaftli-
chen Wandlungsprozesse in Folge der 
wirtschaftlichen Veränderungen. 
Durch die „Komplizenschaft“ des 
Neoliberalismus mit „einer im Grunde 
emanzipativen Kritik“ (80), kommt es 
zu einer „Selbsttransformation der 
Moderne“ (74) und der „Etablierung 
einer neuen Subjektivität, die auf eine 
Regierung des Selbst abzielt“ (80). 
Diese Prozesse fasst der Autor mit 
dem paradoxen Begriff der „regressi-
ven Modernisierung“, um die „inter-
nen Widersprüche und gegenläufigen 
Entwicklungen“ (75) die dieser Pro-
zess mit sich trägt, zu unterstreichen. 
Denn der Autor möchte keine kultur-
pessimistische Geschichte der Ge-
genmodernisierung erzählen, sondern 

vielmehr auf den komplexen und wi-
dersprüchlichen Prozess hinweisen, 
bei dem die liberale Gleichstellung 
und Gleichberechtigung verschiede-
ner gesellschaftlicher Gruppen mit ei-
nem Rückfall „hinter dem bereits er-
reichten sozialen Entwicklungsni-
veau“ (161) einhergeht. Oder in ande-
ren Worten: Während es seit den 
1970er Jahren zu einem Mehr an ho-
rizontaler Gleichheit zwischen den 
unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Gruppen (Geschlecht, Ethnien etc.) 
kam, wurde gleichzeitig die vertikale 
Gleichheit zwischen den Klassen zu-
nehmend prekär. „Es ist ein Fort-
schritt, der den Rückschritt in sich 
trägt, und dieser Rückschritt trifft 
meistens […] die Unterklassen“ (76).  

Diesen Prozess, der den ersten Teil 
seiner Hauptthese darstellt, verdeut-
licht der Autor anhand einer Vielzahl 
von Beispielen. So führte die Deregu-
lierung der Erwerbsarbeit zwar zu ei-
nem „Zugewinn an individueller Frei-
heit in der Arbeit“ (84), zugleich je-
doch auch zu einer Entgrenzung und 
Subjektivierung, die„den Markt buch-
stäblich in die Unternehmen hinein 
verschob“ (84). Mit dem individuel-
len Freiheitsgewinn ging „für die Be-
schäftigten eine neue Form der Kon-
trolle [einher], nur eben als Imperativ 
der permanenten Selbst-Kontrolle und 
Selbst-Ökonomisierung“ (86). Ähnli-
ches zeigt der Autor anhand der Ent-
wicklung der parlamentarischen De-
mokratie. So konstatiert er seit den 
1970er Jahren eine Angleichung und 
Entideologisierung der Parteien und 
eine Abkopplung der Politik von der 
„Zustimmung und Einflussnahme der 
Bürger“ (91). Der politische Konflikt 
wurde „über Expertentum, Verrechtli-
chung und die Konstruktion von 
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Sachzwängen […] in einen postpoliti-
schen Konsens überführt“ (92), in 
dem die demokratischen Institutionen 
ausgehöhlt und sich die „Politik von 
einer Demokratie der Mitte zu einer 
Eliten-Demokratie gewandelt hat“ 
(93). Zugleich kam es jedoch zu einer 
Zunahme von „individuellen, demo-
kratischen Partizipationschancen der 
Bürger“ (92) und einer Radikalisie-
rung demokratischer Normen. Diese 
formelle Ausweitung verläuft jedoch 
„höchst asymmetrisch“ (93), da sich 
an den Partizipationsinstrumenten 
vorwiegend privilegierte Gruppen be-
teiligen. Damit ist die „Postdemokra-
tie, genau wie der Neoliberalismus, 
eine Hülle für Klassenpolitik“ (93). 
Insgesamt, so das Fazit des Autors, 
kommt es im Zuge der regressiven 
Modernisierung zu einer Aushöhlung 
der politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Bürgerrechte. Während kol-
lektive soziale Rechte abgebaut wur-
den, „etablierte man neue Individual-
rechte, die etwa die Position des Indi-
viduums als Konsument oder Entre-
preneur stärkten“ (115). Aus dem 
Staatsbürger wurde der Marktbürger, 
dessen Rechte den Marktbedingungen 
angepasst und der vollständig der 
„Fremdherrschaft des totalen Wett-
bewerbs unterworfen wird“ (116).  

Ausgehend von diesem Zwischenfa-
zit entwickelt der Autor den zweiten 
Teil seiner Hauptthese, die der Ab-
stiegsgesellschaft. Im Zuge des lan-
gen Abschwungs der Weltwirtschaft 
ist es zu einer Entkopplung von Pro-
duktivität und Einkommen gekom-
men, was eine zunehmende Un-
gleichheit in der Verteilung des 
Wohlstandes zur Folge hatte. Zu-
gleich kam es im Rahmen der regres-
siven Modernisierung zu einer „Er-

schütterung der Arbeitsverhältnisse“ 
(137) und zu einer „Institutionalisie-
rung von Prekarität“ (137). Das 
Normalarbeitsverhältnis wurde zur 
Ausnahme, während gleichzeitig so 
genannte a-typische Beschäftigungs-
verhältnisse ausgeweitet wurden. 
Zudem erodierte in Folge von Bil-
dungsexpansion und zunehmender 
Fragmentierung innerhalb von Be-
rufsgruppen das über Bildung oder 
Berufswahl vermittelte soziale Auf-
stiegsversprechen. Folge der neuen 
Situation ist eine „verstärkte Konkur-
renzsituation“ (154), in der vor allem 
die Oberklassen aufgrund des größe-
ren sozialen und kulturellen Kapitals 
als auch aufgrund ihrer Netzwerke 
klare Vorteile genießen. Dies führt 
dazu, dass soziale Aufstiege zuneh-
mend seltener werden und es für die 
„oberen Etagen der Gesellschaft […] 
im Prinzip keine Treppe mehr [gibt], 
die nach unten führt“ (160).  

Ausgehend von diesen Symptomen 
der regressiven Modernisierung ar-
gumentiert der Autor, dass es zu einer 
Umkehr des „sozialen Mobilitätsvek-
tors“ (160) nach unten gekommen sei 
und sich eine „immobile Abwärtsmo-
bilität“ (156) herausgebildet hat. 
Während der soziale Aufstieg immer 
schwerer bis gar nicht mehr erreich-
bar ist, wird der soziale Abstieg nicht 
nur wahrscheinlicher, sondern zu-
gleich auch steiler. Dies führt dazu, 
dass die oberen Schichten der Gesell-
schaft sich zunehmend selbst repro-
duzieren und einen sozialen Abstieg 
nicht fürchten müssen, indes für die 
unteren Klassen das Risiko deutlich 
gestiegen ist, weiter abzurutschen 
oder unten zu bleiben, „je weiter un-
ten jemand in der gesellschaftlichen 
Hierarchie steht“ (161). Aus dem von 
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Ulrich Beck konstatierten Fahrstuhl, 
mit dem alle zusammen nach oben 
fahren, ist für den Autor eine Roll-
treppe geworden, die für einige weni-
ge immer nach oben und für die große 
Mehrheit der Gesellschaft dauerhaft 
nach unten fährt. Dabei verändern 
sich die „Abstände zwischen den In-
dividuen“ (127), selbst wenn durch 
große Kraftanstrengung versucht 
wird, die Position auf der nach unten 
fahrenden Rolltreppe zu halten. Damit 
konstituiert die Abstiegsgesellschaft 
eine neue „Unterklasse“, bringt „die 
vormals unsichtbare Klassengesell-
schaft“ (170) wieder ans Tageslicht 
und konstituiert eine neue „Unterklas-
se“ (177). Zu dieser zählt der Autor 
verschiedene Formen prekärer Arbeit 
wie Leiharbeiter, Klick-Worker, Ich-
AGs aber auch Transferleistungsbe-
zieher. Entstanden in Folge des sozia-
len Abstiegs verfügt die neue Unter-
klasse über keine homogene Lebens-
lage, „kein Vermögen und kaum über 
eigene Ressourcen der politischen 
Einflussnahme“. Dadurch entsteht die 
Klasse auch nicht über ein kollektives 
Handeln, sondern bündelt vielmehr in 
sich die verschiedenen „Formen der 
Unterprivilegierung mit Defiziten an 
sozialen und wirtschaftlichen Bürger-
rechten“ (174). Es bleibt eine „Klas-
sengesellschaft ohne Klassenspan-
nung“ (179). 

Dennoch führen Prekarität und sozia-
le Abstiegserfahrungen zu Akten des 
Aufbegehrens, denen sich der Autor 
im dritten Teil des Buches widmet. 
Enttäuschte Aufstiegshoffnungen 
sieht der Autor dabei als „Quelle von 
Konflikten“ (225), welche jedoch 
nicht zwangsläufig die Form eman-
zipatorischer Bewegungen annehmen 
müssen. In der Abstiegsgesellschaft 

nimmt der Autor aufgrund der zu-
nehmenden „Desinstitutionalisierung 
des Klassenkampfes“ (187) und der 
Desfunktionalität der repräsentativen 
Demokratie neue Formen sozialer 
Auseinandersetzung sowie neue 
Konflikte um Arbeit und soziale An-
rechte wahr. Arbeitskämpfe ver-
schieben sich zunehmend in den 
Dienstleistungssektor, wo nicht mehr 
nur um Lohnerhöhung, sondern „in 
erster Linie um Anerkennung“ (196) 
gestritten wird. Hinzu kommen 
„Konflikte um Wohnraum und urba-
ne Lebensqualität“ (200) sowie um 
soziale Bürgerrechte und Teilhabe, 
welche oftmals mit „postkonventio-
nellen Protestformen“ (205) artiku-
liert werden. Ähnlich wie die neue 
Unterklasse selbst bleibt auch das 
Aufbegehren „unübersichtlich und 
mitunter in sich äußerst widersprüch-
lich“ (181). So sieht der Autor in den 
Riots der metropolitanen Vorstädte 
in „Großbritannien, Frankreich und 
sogar Schweden“ einen Ausdruck 
des Protests gegen die „Verletzung 
bürgerlicher Gleichheitsansprüche, 
Ausgrenzung und Stagnation“ (204). 
Und auch den rechten Protest von 
Pegida und die Wahl der AfD inter-
pretiert er als regressives Aufbegeh-
ren „einer von Abstiegsängsten ge-
plagten und radikalisierten Mitte […] 
gegen eine marktkonforme Demo-
kratie“ (218). Abstiegsängste und der 
eigene Konformismus verbinden sich 
in einer „Abwertung all jener, die 
anders und vermeintlich unprodukti-
ve Mitesser in einem unter Stress 
stehenden Sozialsystem sind: Flücht-
linge, Migranten und Muslime“ 
(221). Somit sind auch die rechtspo-
pulistischen Bewegungen als Resul-
tat der regressiven Modernisierung 
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zu begreifen, als „böser Zwilling des 
demokratischen Aufbegehrens“, bei 
der eine klassische Antifapolitik ins 
Leere laufen muss. Vielmehr muss 
sich die Linke, um dem Rechtspopu-
lismus etwas entgegensetzen zu kön-
nen, aus der „Krise der linken Imagi-
nation“ (232) befreien und eine Zu-
kunftsperspektive entwickeln, die der 
regressiven Modernisierung eine so-
lidarische Moderne entgegensetzt.  

Vor dem Hintergrund der aktuellen 
Diskussionen über den Aufstieg der 
AfD und linke Gegenstrategien stellt 
das Buch einen wichtigen Beitrag für 
eine Auseinandersetzung mit den Ur-
sachen und Hintergründen autoritärer 
rechtspopulistischer Bewegungen 
dar. Es fasst die Diskussionen und 
Erkenntnisse kritischer Gesell-
schaftsforschung der letzten Jahre 
zusammen und liefert eine herausra-
gende Zeitdiagnose der gesellschaft-
lichen Entwicklung in Deutschland. 
Dabei gelingt es dem Autor sehr gut, 
viele Thesen nicht nur bildlich zu 
entwickeln, sondern auch dem ge-
sellschaftlichen Zeitdiagnosen inhä-
renten Problem der „empirischen 
Absicherung“ (10) durch zahlreiche 
empirische Belege entgegenzuwir-
ken. Das Buch selbst ist nicht nur für 
ein wissenschaftliches Fachpublikum 
geschrieben, sondern zeichnet sich 
durch eine allgemeinverständliche 
Sprache aus. Dadurch bleiben jedoch 
manche Thesen und Begriffe, wie 
etwa die der neuen Unterklasse, et-
was schwammig und weniger refle-
xiv. Auch liegt der Fokus der Studie 
oftmals zu stark auf den Entwicklun-
gen in Deutschland, wodurch europä-
ische oder globale Dynamiken und 
Entwicklungen aus dem Blick gera-
ten. Zudem bleibt das Buch gerade 

im dritten Teil zu stark deskriptiv, 
hätte man sich doch hier einen stär-
ker analytischen Blick gewünscht. 
Dennoch legt der Autor mit dem 
Buch eine umfassende und bemer-
kenswerte Analyse über den Zustand 
der postfordistischen deutschen Ge-
sellschaft und der ihr zu Grunde lie-
genden Dynamiken vor. Es liefert 
unverzichtbare Erkenntnisse für eine 
linke Gegenstrategie, welche Aus-
gangspunkt für eine Revitalisierung 
der Linken sein könnte. Damit ist es 
neben dem Buch von Didier Eribon2 
das gegenwärtig wohl wichtigste 
Buch für die gesellschaftliche Linke. 

Felix Syrovatka 

 

Weltwirtschaftliche Un-
gleichheitsmuster 

Stephan Lessenich, Neben uns die 
Sintflut. Die Externalisierungsgesell-
schaft und ihr Preis. Berlin, Hanser 
Verlag, 224 S., 20 Euro. 

Nach der „Risikogesellschaft“, der 
„Erlebnisgesellschaft“, der „Multi-
Optionsgesellschaft“… und kürzlich 
der „Abstiegsgesellschaft“ – nun die 
„Externalisierungsgesellschaft“. Un-
abhängig von der verwirrenden Viel-
falt der Angebote muss das neue 
Werk von Lessenich als informativ, 
gedankenreich und provozierend be-
zeichnet werden. Es entwickelt die 
These, dass die Gesellschaften des 
„globalen Nordens“ auf Kosten des 
„globalen Südens“ in Wohlstand und 
Stabilität leben können, indem sie vie-
le negative, belastende Elemente und 
Kosten der kapitalistischen Produkti-

 
2  Didier Eribon, Rückkehr nach Reims, Ber-

lin 2016. 
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onsweise in die Peripherie auszula-
gern bzw. zu „externalisieren“ ver-
mögen. Damit hängen „Entwick-
lung“/Wohlstand und „Unterentwick-
lung“/Elend nicht nur zusammen, 
sondern sie begründen und bedingen 
sich wechselseitig. Zwar könne mit 
der Externalisierungsdiagnose „nicht 
alles“ erklärt werden, sie enthülle aber 
„eine zentrale Dimension zum Ver-
ständnis historischer wie gegenwärti-
ger weltgesellschaftlicher Ungleich-
heitsmuster“ (29), so dass der Autor 
sogar von „Externalisierungsgesell-
schaft“ spricht. 

Seine Zentralthese ist keineswegs ori-
ginell, sie wurde seit den 50er und 
60er Jahren – vor allem in Teilen der 
kritischen Sozialwissenschaft – aus-
giebig behandelt und diskutiert. Auf 
diese Geschichte der theoretischen 
und empirischen Analyse des sog. 
Nord-Süd Gegensatzes geht Lesse-
nich kaum ein, nicht immer zum Vor-
teil des erreichten Reflexionsniveaus.  

Nach dem Problemaufriss (Kap. 1) 
entfaltet er (Kap.2) seinen „begriffli-
chen Werkzeugkasten“ zur theoreti-
schen Erfassung des Phänomens „Ex-
ternalisierung“. Dabei müsse vermöge 
einer „konsequenten Soziologisie-
rung“ die Analyse von Strukturen, 
Mechanismen und Praktiken (bzw. 
der Praxis) der Externalisierung aus-
gegangen werden (50ff.) und diese 
lassen sich wiederum nur mittels der 
Begriffe „Macht, Ausbeutung und 
Habitus“ zufriedenstellend analysie-
ren. Obwohl diese begriffliche Kom-
bination als das innovative Element 
der Abhandlung gelten darf, wird sie 
in fast allen (bisher vorliegenden) Re-
zensionen nicht erwähnt. „Externali-
sierung lässt sich erstens nur auf der 
Grundlage struktureller Machtasym-

metrien in der Weltgesellschaft ver-
stehen. Externalisierung ist in diesem 
Kontext zweitens als mehrdimensio-
naler, globalisierter Ausbeutungsme-
chanismus zu begreifen. Und drittens 
operiert sie alltagspraktisch in Form 
eines spezifischen Externalisierungs-
habitus, der den machtstrukturierten 
Ausbeutungsbeziehungen geschuldet 
ist und diese beständig reproduziert.“ 
(52) 

Im 3. Kapitel („Externalisierung als 
ungleicher Tausch“) werden materi-
elle Kreisläufe in Produktions- und 
Konsumtionsprozessen, Abfallent-
sorgung und Emissionsanfall in ihren 
internationalen Dimensionen behan-
delt. An vielen Beispielen (Soja, 
Baumwolle, Ölpalmen, Sand, Garne-
len etc.) wird gezeigt, in welchem 
Maße stark ausgeweitete, manchmal 
monokulturellen Charakter tragende 
Formen der Naturaneignung in Län-
dern der Peripherie herrschen; wobei 
diese Rohprodukte überwiegend für 
den Export in die Metropolenländer 
bestimmt sind, um dort zu einem hö-
heren und diversifizierteren Kon-
sumniveau beizutragen. Das „ökolo-
gische Paradoxon“ (hoher Konsum-
stand und relativ geringe Umwelt-
schäden „im Norden“ versus niedri-
ger Konsumstand und hohe Umwelt-
schäden „im Süden) ist nach Lesse-
nich letztlich aus dem „das Weltwirt-
schaftssystem stützenden politischen 
und ökonomischen Machtverhältnis-
sen“ sowie den daraus resultierenden 
„strukturellen Ausbeutungsbezie-
hungen zu Lasten des globalen Sü-
dens“ (100) zu erklären. Es handele 
sich also um eine „Systemfrage, die 
durch kleine Anpassungsschritte und 
Einzelinitiativen – so verdienstvoll 
diese sein mögen – nicht zu lösen 
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sei; bei allen sozio-ökonomischen 
Unterschieden in Ländern des „Nor-
dens“, auch die Ärmsten partizipie-
ren an der „imperialen Lebensweise“ 
(eine von Ulrich Brand vor einigen 
Jahren eingeführte Begriffskombina-
tion), die durch vielfältige Externali-
sierungsprozesse begründet und ab-
gesichert ist. Per se sind diese und 
die „imperiale Lebensweise“ nicht 
verallgemeinerbar. Daher gilt: „Wer 
wirklich allen Weltbürgern eine ma-
teriell gesicherte Existenz, ein Min-
destmaß der Verfügung über das ei-
gene Lebensschicksal und die Chan-
ce auf ein friedvolles gesellschaftli-
ches Zusammenleben wünscht, der 
muss die Externalisierungsgesell-
schaft in Frage stellen – damit kapi-
talistische Funktionsprinzipien im 
Allgemeinen und den globalen Kapi-
talismus als System ungleichen 
Tauschs im Besonderen.“ (113f.) 

Das 4. Kapitel thematisiert die von der 
„Externalisierungsgesellschaft des 
Nordens“ festgesetzten Regularien und 
Formen der internationalen Mobilität. 
Hier liegt die grundsätzliche Asym-
metrie darin, dass sich die „Zentren des 
Wohlsstands“ eine fast unbeschränkte 
Mobilität nach „Außen“ zubilligen und 
absichern, während die Mobilität von 
„Außen“ nach „Innen“, das heißt in die 
Wohlstandszentren, mit allen Mitteln 
eingeschränkt und äußerst selektiv ge-
handhabt wird. Dies Grundmuster 
spielt der Verfasser an verschiedenen 
mit internationaler Mobilität verbun-
denen Realitätsphänomenen durch: 
Ferntourismus, Reisepässe, Staatsbür-
gerrechte, Tolerierung des zeitlich be-
grenzten Zuzugs „preiswerter“ Pflege-
kräfte und schließlich die Flüchtlings-
krise. Gerade letztere (wie beim Kli-
mawandel und anderen Dingen) könne 

als „Ausdruck einer neuartigen Form 
der Stofflichkeit, der Spürbarkeit, der 
Sichtbarkeit der Externalisierungsge-
sellschaft – und ihres Preises(es)“ 
(167) begriffen werden. 

Im fünften und Schlusskapitel resü-
miert Lessenich die wichtigsten Er-
gebnisse seiner Studie, unterstreicht, 
dass jüngste Tendenzen, wie z.B. die 
Flüchtlingszuwanderung, zeigten, 
dass die Zeit der relativen Unsicht-
barkeit der negativen Seiten der Glo-
balisierung und der Externalisie-
rungspraktiken zu Ende gehe, das 
Pendel zurück zu schlagen neige und 
„die Externalisierung …nach Hause 
(komme) (184). Ein Wegsehen, Ver-
drängen und ein „weiter so“ in der 
Politik werde immer weniger möglich 
und im „aufgeklärten Eigeninteresse“ 
(188) der Bevölkerung des „Nordens“ 
zunehmend irrational und katastro-
phenträchtig. Dagegen eine kollektive 
Handlungsperspektive zu entwickeln 
sei aber angesichts der komplexen 
Konstellation und notwendiger Ände-
rungen im Alltagsverhalten großer 
Bevölkerungsteile und bedeutender 
Umverteilungsprozesse von Ressour-
cen, Rechten etc. (von „oben“ nach 
„unten“) im nationalen und internati-
onalen Raum überaus schwierig. Nur 
über eine „kollektive Selbstverständi-
gung“ und einer daraus folgenden 
„kollektiven Selbstermächtigung“ sei 
ein gemeinsames Handeln „im Sinne 
der Herstellung solch gleicher Lebens-
chancen (möglich) – aufbauend auf ei-
ner überlokalen und transnationalen 
Allianzbildung zwischen vielen tau-
send Initiativen und Organisationen, 
Netzwerken und Bewegungen, die 
heute schon, im globalen Süden wie im 
globalen Norden, für eine Welt der 
gleichberechtigten Lebensführung aller 
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Menschen streiten.“ (194). 

Die Abhandlung Lessenichs kann poli-
tisch und wissenschaftlich als ein 
höchst relevantes, anspruchsvolles und 
dringendes Unternehmen qualifiziert 
werden. Sie analysiert in vielen Di-
mensionen zutreffend und empirisch 
gehaltvoll die Machtasymmetrien zwi-
schen „dem Norden“ und „dem Sü-
den“ sowie die sie in Bewegung hal-
tenden direkten und indirekten Aus-
beutungsmechanismen in sehr ver-
dienstvoller Weise. Die „weltgesell-
schaftliche“ Perspektive ist gegenüber 
den gedanklichen „Produkten“ des 
„methodologischen Nationalismus“ 
sehr beachtlich und kann zu einer 
(überlebenswichtigen) Erkenntnisver-
mehrung beitragen. Dies alles garan-
tiert aber nicht automatisch und per se, 
dass der kritische Leser mit allem ein-
verstanden sein muss. Von den Frage-
zeichen, die die Lektüre begleiten, sei-
en einige bezeichnet: 

(1) Die alte und immer umstrittene 
These vom antagonistischen und sich 
wechselseitig konstituierenden Gegen-
satz von (kapitalistischer) Entwicklung 
und (kapitalistisch verursachter) Un-
terentwicklung ist m.E. insoweit zu 
differenzieren, als die kapitalistische 
Entwicklung in den Metropolen („des 
Nordens“) zwar von der Ausbeutung 
und der Unterordnung der Kolonien/ 
Halbkolonien bzw. den heute formell 
unabhängigen Staaten profitierte und 
gegenwärtig weiter profitiert, aber de-
ren erhebliche Vorsprünge in der 
Reichtumsproduktion, dem relativen 
gesellschaftlichen Wohlstand nicht 
ausschließlich und hauptsächlich dar-
über zu erklären ist. Vielmehr sind die 
Mechanismen der kapitalistischen Ak-
kumulation, der systematischen 
„schöpferischen Zerstörung“ (Schum-

peter) und beständigen Produktivitäts-
steigerung und der Binnenmarktvertie-
fung etc. hierfür mindestens ebenso 
verantwortlich bzw. als Determinante 
in Rechnung zu stellen.  

(2) Eine andere Frage ist, ob heute 
noch – im Zeichen rasanter Macht-
verschiebungen und Differenzierun-
gen in der Weltwirtschaft und Welt-
politik (Aufstieg bedeutender 
Schwellenländer etc.) – so eindeutig 
und pauschal vom „globalen Süden“ 
gesprochen werden kann und zwei-
tens auch heute noch vom „Süden“ 
und den südlichen Gesellschaf-
ten/Staaten als rein passiven Elemen-
ten des Weltsystems, also nur in der 
Objekt- und Opferrolle verharrenden 
Entitäten, ausgegangen werden darf. 
Auch hier scheint die verzweigte und 
differenzierte entwicklungstheoreti-
sche Debatte – für Lessenich offen-
bar vernachlässigenswert – keine Be-
rücksichtigung gefunden zu haben. 

(3) Die Rede von „der imperialen Le-
bensweise“ (107ff), die in der „Exter-
nalisierungsgesellschaft“ herrsche 
bzw. ausschließlich anzutreffen sei, 
stellt m.E. eine Vereinfachung und 
künstliche Homogenisierung sehr ver-
schiedener Lebensweisen dar, welche 
nur in einer außerordentlich großen 
Abstraktionshöhe des Denkens und 
Betrachtens nachvollziehbar ist. Das 
gleiche gilt für den nun durch L. ein-
geführten Terminus vom „Externali-
sierungshabitus“ als „einer von Indi-
viduen wie Kollektiven – Statusgrup-
pen und Sozialmilieus, Nationalge-
meinschaften und letztlich ganzen 
Weltregionen – habituell vollzogenen 
Praxis der Auslagerung der Kosten ih-
rer Lebensweise auf Dritte und der 
gleichzeitigen Ausblendung ebendie-
ses Strukturzusammenhangs aus ihrer 
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alltäglichen Lebensführung.“ (61f.) 
Gerade angesichts zunehmender Pola-
risierungstendenzen in fast allen 
„Metropolenländern“ dürfte sich dies 
nicht nur für prekarisierte und dauer-
haft verarmte und wachsende Bevöl-
kerungssegmente merkwürdig anmu-
ten. (Man weiß nicht, ob sich Bour-
dieu – in diesem Punkt – darüber ge-
freut hätte, endlich vom Joch und den 
Scheuklappen des „methodologischen 
Nationalismus“ befreit worden zu 
sein.)  

(4) Die häufige Versicherung, dass 
dies – angesichts objektiver Zwänge 
und der Einbettung dieser Bevölke-
rungsteile in die Gesellschaften „des 
Nordens“ – nicht im Sinne moralischer 
Verurteilung gemeint sei, kann nicht 
wirklich überzeugen. Nicht nur, weil 
häufig gerade moralisierende Formu-
lierungen auftauchen (z.B. 115), son-
dern weil die tiefgreifenden nationalen 
Klassenunterschiede und -gegensätze 
damit – trotz gegenteiliger Versiche-
rungen – tendenziell eingeebnet oder 
als sekundär eingeordnet werden. 

Ungeachtet dieser Bedenken wäre 
dem Buch eine breite Resonanz zu 
wünschen, verbunden mit der Hoff-
nung, dass seine Provokationen eine 
nachhaltige politische Diskussion 
auszulösen vermögen. 

Dieter Boris 

 

Kabinettstücke aus der Welt 
des Geldes 

Ulrich Busch, Die Welt des Geldes. 
Zehn Essays zur monetären Ökono-
mie. Verlag Welttrends. Potsdam 
2016. 344 Seiten. 24,90 Euro 

Ulrich Busch, Finanzwissenschaftler 
und Mitglied der Berliner Leibniz-

Sozietät, hat aus der Fülle seiner Pub-
likationen über geld- und finanztheo-
retische sowie theoriehistorische Fra-
gen zehn Beiträge ausgewählt und in 
einem Essay-Band neu veröffentlicht. 
Obwohl der Titel des Buches das 
Geld in den Mittelpunkt stellt, hat der 
Autor nicht nur und natürlich nicht al-
le Arbeiten, die seine geldtheoreti-
schen Positionen besonders verdeutli-
chen – darunter auch in der „Z“ 
publizierte – aufgenommen, sondern 
eher jene Artikel, die Zeugnis von 
Breite und Vielfalt seiner Interessen 
ablegen. 

Der Band beginnt mit der Darstel-
lung der geldtheoretischen Positio-
nen des Italieners Ferdinando Galiani 
(1728 – 1787) und des „vorkapitalis-
tischen Antikapitalismus“ des deut-
schen Philosophen Johann Gottlieb 
Fichte (1762 – 1814). Im dritten Bei-
trag fördert der Ökonom (sic!) Busch 
Erstaunliches über das Verhältnis des 
Musikgenies Richard Wagner (1813 
– 1883) zum Geld zutage: Dessen 
Gedanken kreisten nicht nur in sei-
nem Werk beständig um den Mythos 
des Goldes. So genial er die mysti-
sche Welt des Goldes in Musik und 
Text des „Ring“ reflektierte und der 
Hoffnung auf einen Sieg über die 
Macht des Geldes Ausdruck verlieh, 
so groß war sein Genie beim Anzap-
fen finanzieller Quellen bei den 
Mächtigen des Geldes. Über die 
Analyse von Georg Simmels (1858 – 
1918) Geldverständnis – und dessen 
Bezüge zur Geldtheorie von Marx – 
und Joseph Alois Schumpeters (1883 
– 1950) Innovationstheorie, in der 
die Kreditgeldschöpfung eine zentra-
le Rolle einnimmt, über die DDR-
Kreditbilanz von 1989 und Gottfried 
Haberlers (1900 – 1995) Krisenana-
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lyse sowie die jüngste Weltwirt-
schaftskrise gelangt Busch schließ-
lich zu den aktuellen Fragen des Fi-
nanzmarktkapitalismus, der Zukunft 
der Banken und die Diskussion über 
die Einführung eines sogenannten 
Vollgelds. Vieles ist für den Rezen-
senten ein Gewinn an Wissen und 
Erkenntnis, darunter auch manche 
Entdeckung, und in Vielem kann er 
Busch zustimmen. Zwei Themen 
dieses Konvoluts an Kabinettstücken 
seien etwas näher beleuchtet: Die 
Darstellung und Interpretation von 
Schumpeters Innovationstheorie und 
Buschs Auffassung vom Finanz-
marktkapitalismus und seinem Geld. 

Schumpeter unterscheide sich vom 
Mainstream des ökonomischen Den-
kens im 20. Jahrhundert grundlegend 
dadurch, dass er an die Stelle der 
Analyse von Gleichgewichten den 
Wirtschaftsablauf als einen „Entwick-
lungsprozess“ setzte, „als beständige 
Evolution und fortgesetzten Wandel, 
dessen Akteure Unternehmer und 
dessen entscheidende Quelle Innova-
tionen sind.“ (129, Hervorhebung 
Busch) . Am besten drücke sich dies 
in der Metapher von der „schöpferi-
schen Zerstörung“ (127) aus. Schum-
peter gebühre das Verdienst, der Rolle 
des Unternehmers für Innovationen 
und deren Diffusion und der Banken 
für deren Finanzierung herausgestellt 
zu haben und dabei als erster Ökonom 
die im Prozess der Kreditierung erfol-
gende Geldschöpfung „aus Nichts“ 
zur Grundlage seiner Theorie gemacht 
zu haben. (148) Obwohl er die Pro-
duktion von Mehrwert ausgeklammert 
habe, sei diese Theorie „zeitgemäß“, 
was Busch auch dadurch zu unter-
streichen sucht, dass er die aktuelle 
Situation auf den Gebieten von Inno-

vation und Investition mittels ihres 
Begriffsapparates zu analysieren ver-
sucht. Den Rezensenten irritieren an 
der Darstellung von Schumpeters 
Theorie zwei Aspekte: Erstens blen-
det Busch vollständig Schumpeters 
Auffassung über das historische 
Schicksal des kapitalistischen Innova-
tionsystems aus. Mit keiner Silbe wird 
erwähnt, dass in demselben Werk, in 
dem der Begriff der „schöpferischen 
Zerstörung“ erstmal verwendet wird – 
in „Kapitalismus, Sozialismus und 
Demokratie“ von 1942 – auch vom 
„Veralten der Unternehmerfunktion“, 
von der „Zerstörung“ und der „Zer-
setzung“ der kapitalistischen Instituti-
onen, von „schwindender Investiti-
onschancen“ geschrieben und der 
Übergang zum Sozialismus aus Er-
fordernissen des Innovationsgesche-
hens heraus prognostiziert wird. Eine 
Darstellung von Schumpeters Innova-
tionstheorie kann diese Auffassung – 
gleichgültig, ob sie geteilt oder ange-
sichts des Scheiterns des Sozialismus 
auch an seiner Innovationsarmut nicht 
geteilt wird – nicht einfach ignorieren; 
sie ist ein inhärenter Bestandteil sei-
ner Theorie. Zweitens: Obwohl Busch 
die engen Bezüge zwischen Marx und 
Schumpeter hervorhebt, schießt er bei 
der Betonung dessen, was bei Letzte-
rem neu ist, wohl doch etwas über das 
Ziel hinaus. Schumpeter habe Marx 
Analyse „dahingehen fortgeführt, dass 
er die Dynamik nicht auf äußere Ein-
flüsse zurückführte, … sondern endo-
gen erklärt“ (134). Marx habe die 
Faktoren, die das Wachstum hervor-
rufen, „nur am Rande behandelt.“ 
(128). Da reibt man sich verwundert 
die Augen. Marx war wohl überhaupt 
der Erste, der Wachstum, Erfindungen 
und Produktivkräfteentwicklung aus 
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dem kapitalistischen Prozess heraus 
erklärt hat und nicht als „Manna von 
Himmel“ betrachtete. Schumpeter 
verweist in dem Kapitel, wo er den 
Begriff der „schöpferischen Zerstö-
rung“ einführt – die er übrigens aus-
drücklich nicht schlechthin mit „Dy-
namik“, sondern mit der kapitalisti-
schen „Entwicklung“ gleichsetzt – 
explizit darauf, dass dies „schon 
längst von Karl Marx hervorgehoben 
worden war“. (J. A. Schumpeter, Ka-
pitalismus, Sozialismus und Demo-
kratie, Tübingen 1987, S. 136) Und 
diese Entwicklung schließe letztlich 
Stagnation und Selbstzerstörung des 
Kapitalismus ein und keineswegs eine 
womöglich ewige Dynamik.  

Auch die Betonung des Kredits für 
die kapitalistische Entwicklung durch 
Schumpeter ist keineswegs originell. 
Der ganze Band II des „Kapital“ von 
Marx dreht sich – übertrieben formu-
liert – um die Frage, woher das Geld 
kommt, das für die erweiterte Repro-
duktion benötigt wird. Rosa Luxem-
burg glaubte später, es bedürfe dazu 
einer nichtkapitalistischen Sphäre, 
aber Marx Antwort lautet unter ande-
rem: Kredit. Dieser werde nicht bloß 
aus dem zeitweilig brachliegenden 
Geldkapital finanziert. „Es ist ferner 
möglich, dass dies latente Geldkapital 
bloß in Wertzeichen besteht – wir se-
hen hier noch vom Kreditgeld ab – 
oder in bloßen, durch legale Doku-
mente konstatierten Ansprüchen 
(Rechtstiteln) der Kapitalisten auf … 
zukünftige, zuschüssige jährliche 
Produktion der Gesellschaft.“ (MEW 
24, S. 323f). Das Kreditsystem ist 
nach Marx „die Triebfeder der kapita-
listischen Produktion“, aber eben 
auch der „Haupthebel der Überpro-
duktion und Überspekulation“ (MEW 

25, S. 457). Schumpeters Leistung, 
der wesentliche, von Marx angespro-
chene und analysierte soziale Zu-
sammenhänge im Innovationsprozess 
gar nicht thematisierte, bestand weni-
ger in der Entdeckung dieser Zusam-
menhänge, als darin, dass er ihre Dar-
stellung in manchen Fragen unter den 
Bedingungen des beginnenden 20. 
Jahrhunderts vertieft und erweitert hat 
und ihre Analyse in der herrschenden 
ökonomischen Lehre, in deren Rah-
men sie sich bewegt – obwohl er in 
gewisser Hinsicht ein Außenseiter 
blieb – hoffähig machte Der Innovati-
onsprozess spielte im Mainstream, 
sowohl in Neoklassik wie Keynesia-
nismus, noch lange nach Schumpeter 
eigentlich überhaupt keine Rolle. Die-
se einschränkenden Worte zur Bedeu-
tung Schumpeters stehen nicht im 
Widerspruch zu der Feststellung, dass 
heute eine zeitgemäße Innovations-
theorie an Schumpeter nicht vorbei-
kommt und selbstverständlich weit 
über Marx hinausgehen muss. 

Für besonders lesenswert hält der 
Rezensent Buschs Ausführungen 
über den Finanzmarktkapitalismus. 
Er ordnet dessen Entwicklung in die 
Geschichte des Kapitalismus ein und 
zeigt die Beziehungen zwischen dem 
von Rudolf Hilferding, später von 
Wladimir I. Lenin und anderen ana-
lysierten Begriff des Finanzkapitals 
auf. Im Unterschied zu mancher Pro-
paganda gegen das Finanzmarktsys-
tem geht er von dessen Funktionalität 
und Ambivalenz im gegenwärtigen 
Kapitalismus aus und fragt dann, wel-
chen Reformen es unterworfen wer-
den müsste, um seine „Blindheit ge-
genüber den langfristigen Lebensinte-
ressen der Menschheit, … den nach-
haltigen Produktionszielen und sozia-
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ler Gerechtigkeit“ (251) zu verringern 
oder zu bannen. Besonders optimis-
tisch sind seine Aussagen dazu frei-
lich nicht, denn die „Politik“ habe der 
„Unsicherheit“ und „Instabilität“ der 
Gesamtwirtschaft, möglicherwiese 
Indizien für eine „Systemkrise“, wie 
Busch schreibt, „kaum wirklich et-
was entgegenzusetzen.“ (246, 247) 

Die Frage danach, was Geld ist, zieht 
sich wie ein roter Faden durch den 
Sammelband. Das heutige Geld sei 
„inkonvertibles Kreditgeld“. Mit der 
Abkehr vom Bretton-Woods-System 
und der Aufhebung der gesetzlichen 
Pflicht zur Einlösung des Dollars ge-
gen Gold sei der im Ersten Weltkrieg 
begonnene historische Prozess der 
Demonetisierung des Goldes abge-
schlossen worden. Geld werde nun-
mehr aus dem „Nichts“ geschaffen, es 
ist eine zirkulierende Forderung der 
Gläubiger an Schuldner. Nicht die 
Funktion des Geldes als Tauschmittel 
sei prioritär, diese sei nunmehr unter 
seine Zahlungsmittelfunktion subsu-
miert (268). Um dies zu verstehen, 
müsse zwischen Marx‘ Ausführungen 
zum Geld im ersten und dritten Bande 
des “Kapital“ sorgfältig unterschie-
den werden. (269f) Dieser Hinweis 
bedeutet allerdings nicht, dass Busch 
der Marxschen Geldbestimmung 
folgt. Er favorisiert vielmehr die The-
orie der Schaffung des Geldes aus 
dem „Nichts“, der heute vor allem 
vom Monetärkeynesianismus vertre-
tenen Geldtheorie. Im Unterschied zu 
dieser, so Busch, bestimme Marx die 
Funktionen des Geldes „als Maß der 
Werte und Maßstab der Preise sowie 
Zirkulations- resp. Tauschmittel als 
Grundfunktionen des Geldes.“ (268 
Fn.8).  

Busch bezieht damit in der seit zwei-

hundert Jahren anhaltenden Diskus-
sion über das Wesen des Geldes Stel-
lung. Seine Darlegung wirft beim 
Rezensenten freilich Fragen auf. Die 
wichtigste lautet: Wenn es keine 
Geldware mehr gibt, kann dann das 
Geld noch Maß der Werte sein? Um 
Maß zu sein, müsste das Medium 
zumindest in einer Hinsicht die glei-
che materielle Natur wie das zu Mes-
sende haben. Es muss nicht immer 
gegenständlich vorhanden sein, so 
wie früher niemand das Pariser Ur-
meter in die Hand nehmen musste 
oder heute die als Maß verwendete 
Distanz, die das Licht in einer be-
stimmten Zeit zurückliegt, bestim-
men müsste, um die Länge seines 
Schreibtisches zu messen. Aber Maß 
der Werte von Waren mit Ge-
brauchswert und Wert kann nur et-
was sein, was selbst Ware ist, wobei 
es durch Repräsentanten vertreten 
werden kann. Die sogenannte „Geld-
schöpfung“ der Banken aus dem 
„Nichts“ besteht in der Kreierung 
von Forderungen, die während ihrer 
Laufzeit wie Geld zirkulieren kön-
nen. Urformen dafür sind Kreditver-
briefungen und der Wechsel. Die 
Formulierung „aus dem Nichts“ er-
innert zunächst an Marx‘ Begriff des 
fiktiven oder „rein illusorischen“ 
Kapitals (MEW 25, S. 484), das ja 
auch aus dem „Nichts“ geschaffen 
wird und manchmal sogar ein „Mi-
nus“ verkörpert, wie er schreibt 
(Ebenda, S. 483). Aber dieses Kapi-
tal ist, wie der Wechsel oder ein Kre-
dittitel, kein Geld, es ist nicht allge-
meines Äquivalent. Und sollen die im 
Bankbereich geschaffenen Forderun-
gen liquidiert werden, erfolgt dies 
letztlich mittels barem oder giralen 
Zentralbankgeld, das als allgemeines 
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Äquivalent anerkannt ist. Auch dieses 
ist eine Forderung, ein Kredit mit ei-
ner scheinbar unendlichen Laufzeit, 
zumindest solange es im Inland ge-
setzliches Zahlungsmittel ist. Aber 
anders als bei allen anderen Forde-
rungen steht hinter ihm, wie Fried-
richs Engels im Band III des „Kapi-
tal“ schreibt, „die gesamte Nation“ 
(MEW 25, S. 57); heute würde man 
sagen, die Zentralbank als „lender of 
last resort“. Und was passiert, wenn 
das Vertrauen in dieses inkonvertible 
Kreditgeld international verloren gin-
ge und diese auf dem Weltmarkt als 
Geld zirkulierenden Forderungen der 
Zentralbank präsentiert würden? 
Wenn die emittierende Zentralbank 
alle ihre Reserven, Forderungen, die 
auf ausländische, international aner-
kannte Währungen lauten, aufge-
braucht hat, müsste sie diese Forde-
rungen mit Gold ausgleichen – zu-
mindest in friedlichen, gewaltfreien 
Zeiten. Niemand, der bei Troste ist, 
würde in dieser Situation „Nichts“ als 
Äquivalent akzeptieren. Deshalb hal-
ten die Zentralbanken auch alle am 
Gold als Reserve fest; es ist das Geld, 
wenn alle Stricke reißen, Geld in letz-
ter Instanz und Verkörperung von 
Wert, auch wenn die Fäden der zirku-
lierenden Zeichen zu ihm unsichtbar 
sind. Manchmal wird zum Zahlungs-
bilanzausgleich tatsächlich „die Nati-
on“ herangezogen, man denke an die 
beständig devisenklamme DDR, die 
dann schon mal Antiquitäten verhö-
kerte oder an die späte Sowjetunion in 
den 1990er Jahren, die Schürflizenzen 
an ausländische Unternehmen ver-
kaufte, und, als das nicht reichte, auch 
Gold zum Ausgleich ihrer Zahlungs-
bilanz auf den Markt warf. Busch 
thematisiert diese Frage der Wesens-

bestimmung des Geldes als Maß der 
Werte nicht weiter. Ob er den Wert-
begriff vielleicht überhaupt für über-
flüssig hält (dann freilich bedarf es 
auch keines Geldes als Wertmaß), wie 
das im Keynesianismus generell der 
Fall ist – Joan Robinson nannte ihn 
eine der Ökonomie angehängte „fal-
sche Braut“ – kann anhand des an-
sonsten lesenswerten Sammelbands 
nicht definitiv gesagt werden. 

Jürgen Leibiger 

 

Geld im interdisziplinären 
Kontext 

Karl-Heinz Brodbeck, Silja Graupe 
(Hg.), Geld! Welches Geld? Geld als 
Denkform, Marburg 2016, Metropo-
lis-Verlag, 314 S., 34,80 Euro 

Jürgen Kremer, Geld ohne Schuld. 
Geldsysteme und Vollgeldreform, 
Marburg 2016, Metropolis-Verlag, 
75 S., 9,00 Euro 

Mit der Publikation des als zehntem 
Band in der Reihe „Kritische Studien 
zu Markt und Gesellschaft“ von 
Karl-Heinz Brodbeck und Silja 
Graupe herausgegebenen Sammel-
bandes wird das Ziel verfolgt, den 
„mentalen Spuren des Geldverkehrs“ 
in der Philosophie und im Alltag 
nachzugehen. Als Ausgangspunkt 
dafür dienten den Autoren die globa-
le Finanz- und Wirtschaftskrise so-
wie die Krise der Wirtschaftswissen-
schaften. Ein Aspekt, der für beide 
Krisen ursächlich eine Rolle spielte, 
sei, so die Herausgeber, die „unge-
klärte Stellung des Geldes“ (7). Um 
hier zu größerer Klarheit zu kom-
men, setze aber die Erkenntnis vo-
raus, dass die Spuren des Geldver-
kehrs keineswegs allein in der Wirt-
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schaft auszumachen sind. Vielmehr 
sind diese bereits in der „Denkform“ 
enthalten, die unserer Geldwirtschaft 
vorausgesetzt ist. 

Während das Geld in den Modellen 
der neoklassischen Theorie keine 
Rolle spielt, formt es als „Maske“ 
und als „Instrument der Quantifizie-
rung“ unseren Blick auf die Welt. 
Einer Reformierung des Geldver-
kehrs zum Zwecke der Therapierung 
unseres Geldsystems müsse daher 
eine „tiefer greifende Diagnose“ vo-
rausgehen, welche deutlich macht, 
dass die Finanzialisierung inzwi-
schen die gesamte Gesellschaft über-
lagert und die reale Wirtschaft in ih-
ren Dienst genommen hat. Die Do-
minanz „der Ratio über den Logos“ 
(336), des rechnenden Denkens über 
die Vernunft, aber bleibt nicht ohne 
Folgen für das Denken, die Psyche, 
die Sprache und die Philosophie. 
Hier nun setzt das Buch an, indem es 
in insgesamt elf Beiträgen grundle-
gende Fragen des Geldes, seines Ein-
flusses auf das Denken sowie die 
theoretischen Hintergründe und die 
sozialen Folgen, behandelt. Dabei 
wird die Analyse des Geldes als 
„rechnende Denkform“ durch die 
Betrachtung desselben als „soziale 
Institution“ und als „Vergesellschaf-
tungsform“ ergänzt (10). Hieraus 
folgt, dass es nicht nur als „Denk-
weise“, sondern zudem auch als 
„Lebensweise“ aufzufassen ist, 
wodurch sich der Horizont geldtheo-
retischer Untersuchungen beträcht-
lich erweitert. Dem entspricht die 
Anlage des Buches: Die Dominanz 
der Geldökonomie über die mensch-
liche Lebenswelt zeigt sich in der 
Mathematik, in den Naturwissen-
schaften, in der Ökonomie, der Sozi-

ologie und der Philosophie, aber 
nicht weniger in der Musik, der Lite-
ratur und der Theologie. Dies nach-
zuweisen ist Aufgabe sehr komple-
xer und differenzierter Forschungen. 
Der von Karl Marx erkannte Fetisch-
charakter des Geldes zeigt sich aber 
gerade darin, dass das Geld seine 
Spuren zu verschleiern versteht und 
sich sein Einfluss auf das Denken 
mithin nicht offen zeigt, sondern 
mühsam herausgefiltert werden 
muss. Dies gelingt den Autorinnen 
und Autoren in unterschiedlichem 
Maße. Nicht zuletzt bietet ihr Vorge-
hen auch Ansätze für methodische 
Alternativen hinsichtlich der wirt-
schaftswissenschaftlichen For-
schung. 

Der vorliegende Band dokumentiert 
die Beiträge einer Tagung vom Mai 
2015 in Bernkastel-Kues, er weist 
zugleich aber darüber hinaus, indem 
neben dem aktuellen Wissensstand 
auch neue Fragestellungen entwi-
ckelt werden. Theoretisch wird das 
Ganze vor allem von zwei großen 
Aufsätzen von Karl-Heinz Brodbeck, 
flankiert von einigen Thesen aus den 
Essays von Walter Otto Ötsch und 
Silja Graupe, getragen. Demgegen-
über erweisen sich die anderen Texte 
des Buches zwar als nicht weniger 
interessant; für das eigentliche The-
ma jedoch sind sie eher von kom-
plementärer Bedeutung. Dies gilt 
insbesondere für die Aufsätze zu den 
„Gaben“, für die Essays zu Georg 
Simmel und Franz von Baader sowie 
über die Studie zum frühgriechischen 
Denken. Brodbeck überzeugt mit 
seiner Aussage, wonach des „Rech-
nen in Geld“ heutzutage zur „be-
stimmenden Denkform“ geworden 
ist (33). Geld verbindet Menschen in 
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ihrem Handeln auf spezifische, eben 
rechnende Art und Weise und prägt 
dabei zugleich deren Vereinzelung, 
ihre Verwandlung in „Geldsubjekte“ 
(34). Das Geld ist für ihn mithin kein 
„Ding“, sondern „ein endlos vermit-
telter sozialer Denkprozess der 
Rechnung in Geldeinheiten“ (41). 
Hieraus folgt so etwas wie eine „Me-
tatheorie des Geldes“, welche, indem 
sie an nominalistische Geldvorstel-
lungen anknüpft, dieses schließlich 
als „Denkform“ begreift, als „Rech-
nungsform“, als „Ratio“, welche im 
historischen Prozess mehr und mehr 
andere Denkformen überlagert und 
heute unser Denken bestimmt (303): 
„Das Geld ist eine Denkform, aber 
nicht nur eine Denkform der Wirt-
schaft, sondern als Ratio die Struktur 
der Moderne, auch der Wissenschaf-
ten.“ (306) Ob sich diese Position, 
welche das geldmäßige Denken mit 
dem Geld gleichsetzt, in der Debatte 
behaupten wird, muss die Zukunft 
zeigen. Das Bemühen, zur Erklärung 
dieser These Parallelen in anderen 
Disziplinen zu finden, führt zum 
Phänomen des Sprechens und der da-
raus hervorgehenden Sprache. Hier-
zu finden sich bemerkenswerte Ein-
sichten z.B. auch bei Sybille Krämer. 
Während diese Beiträge vor allem 
analytisch angelegt sind, versucht 
Silja Graupe aus dem „Denkgefäng-
nis“ der Ökonomie und des Geldes 
auszubrechen, indem sie eine grund-
legende Wandlung von Tauschpro-
zessen anregt beziehungsweise 
„gänzlich andere Formen der Soziali-
tät“ an seine Stelle treten lassen will 
(146). Walter Werner Ötsch unter-
sucht in seinem lesenswerten Aufsatz 
zu Homogenisierungsprozessen in 
der beginnenden Neuzeit Abstrakti-

onsprozesse in Wissenschaft und 
Kunst und führt diese auf den Geld-
verkehr und das damit verbundene 
Denken in Geldbegriffen zurück. 
Insgesamt vermittelt der Band viel-
fältige und zum Teil auch neue Ein-
sichten in unsere Geldgesellschaft. 
Ein Brückenschlag zur ökonomi-
schen Forschung erfolgt jedoch nur 
ansatzweise in einigen Beiträgen. Zu 
groß sind hier offenbar noch die Be-
rührungsängste auf beiden Seiten, als 
dass schon in einen produktiven Dia-
log eingetreten werden könnte.  

Von gänzlich anderer Art ist die 
zweite hier vorzustellende Publikati-
on, obgleich sie mit dem Geld eben-
falls ein ökonomisches Thema aus 
einer ungewöhnlichen Perspektive 
behandelt. Seitdem die Finanz- und 
Bankenkrise der Weltwirtschaft tiefe 
Wunden geschlagen hat, ist eine 
Diskussion darüber in Gang gekom-
men, wie nicht nur das Bankwesen 
reformiert, sondern zugleich auch 
das Geldsystem grundlegend neu ge-
staltet werden kann.1 Ein Vorschlag, 
der in diesem Zusammenhang Furore 
gemacht hat, beinhaltet die Umstel-
lung der Geldordnung von Kredit-
geld auf Vollgeld. Die diesem Kon-
zept zugrundeliegende Idee ist nicht 
neu. Ähnliche Konzepte wurden be-
reits in den 1930er Jahren in den 
USA und in Europa diskutiert. In den 
letzten Jahren erfolgte jedoch eine 
Aktualisierung und Modifizierung 
der ursprünglichen Idee, wodurch ih-
re Verbreitung und Popularisierung 
spürbar gefördert worden ist. In 
Deutschland trugen insbesondere die 

 
1  Vgl. dazu den Schwerpunkt „Geldpolitik 

und Zentralbanken“ im Heft 102 dieser 
Zeitschrift, Juni 2015, S. 13-51. 
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Arbeiten von Joseph Huber, 
Raimund Dietz, Thomas Mayer, 
Norbert Häring, Timm Gudehus, 
Helge Peukert und Sandra Schmidt2 
dazu bei, dem Vollgeldkonzept grö-
ßere Aufmerksamkeit und Populari-
tät zu verschaffen. Mit der jetzt von 
Jürgen Kremer vorgelegten Broschü-
re kommt eine weitere Veröffentli-
chung hinzu, die ganz sicher ihre Le-
ser finden wird. So mancher Rezipi-
ent wird davon vielleicht aber auch 
enttäuscht werden, denn was der Ma-
thematikprofessor Kremer hier vor-
legt, ist keine populärwissenschaftli-
che Beschreibung des Vollgeldsys-
tems, sondern eine sehr knapp gehal-
tene buchhalterische Darstellung ver-
schiedener virtueller und realer Mo-
delle einer Geldwirtschaft. Um den 
Text zu verstehen bedarf es daher 
nicht unbedingt volkswirtschaftlicher 
Vorkenntnisse, ganz sicher aber be-
stimmter Grundkenntnisse der dop-
pelten Buchführung und der Bilan-
zierung. Die Darstellungsmethode 
Kremers ist denkbar einfach: Er un-
terscheidet fünf Geldsysteme bzw. 
geldwirtschaftliche Modelle, davon 
vier virtuelle und ein reales. Nach ei-
ner kurzen Charakteristik der jewei-
ligen Besonderheit der einzelnen 
Systeme werden bestimmte Transak-
tionen, und zwar immer die gleichen, 
buchhalterisch „durchgespielt“ und 
das Ergebnis dann am Ende mit we-
nigen, sehr knappen Worten interpre-
tiert. Die wirtschaftliche Realität 
spielt in diesen Modellen keine Rol-
le, ebenso wenig volkswirtschaftli-

 
2  Vgl. Sandra Schmidt: Ein neues Geldsys-

tem für eine zukunftsfähige Wirtschaft, in: 
Berliner Debatte Initial, 27 (2016) 3, S. 88-
102. 

che Zusammenhänge, ökonomische 
Wirkungen, geldpolitische Spielräu-
me oder Entscheidungen. Es ist eine 
auf das buchhalterische Abbild redu-
zierte Welt monetärer Transaktionen, 
die hier dargestellt wird und die hel-
fen soll, die Unterschiede der einzel-
nen Geldsysteme zu begreifen. Me-
thodisch ist gegen eine solche Dar-
stellung nichts einzuwenden, gemes-
sen an den Bedürfnissen der meisten 
Leser jedoch dürfte sie als sehr abs-
trakt erscheinen. Es fehlen konkrete 
Beispiele und wirtschaftliche Konse-
quenzen, wodurch das Ganze plasti-
scher und lebendiger werden würde. 

Die alles entscheidende Differenzie-
rung, die vom Autor getroffen wird, 
ist die zwischen Bestands- und Kre-
ditgeldsystemen. Zu ersteren zählt er 
Bargeld- und Giralgeld-Regime sowie 
das Vollgeldregime, zu letzteren Kre-
ditgeldregime und unsere derzeitige 
Geldordnung, welche ein gemischtes 
Kreditgeldsystem ist.3 Er beginnt sei-
ne Abhandlung mit der Analyse eines 
Geldregimes, in dem ausschließlich 
Münzen existieren. Die für die buch-
halterische Abbildung der Transakti-
onen erforderlichen Konten repräsen-
tieren mithin Münzgeldbestände in 
den Tresoren der Banken. Das Geld, 
das hier zirkuliert, ist Aktivgeld, da es 
bilanziell auf der Aktivseite der 
Bankbilanzen verbucht wird. Eine 
Kreditvergabe setzt Ersparnisse vo-
raus. Diese erscheinen als Stilllegung 
von Geld, so dass eine Kreditvergabe 
keine Veränderung des Geldbestandes 
bewirkt. Der Autor kommt in seiner 
Darstellung ganz ohne Zentralbank 

 
3  Vgl. dazu Ulrich Busch, Die Welt des Gel-

des. Zehn Essays zur monetären Ökono-
mie, Potsdam 2016. 
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aus, führt diese dann aber überra-
schend am Ende doch noch ein (19), 
um zu zeigen, dass sein Modell letzt-
lich die Zirkulation des Geldmenge-
naggregats M1 abbildet. Dies lässt ei-
nige Fragen offen, denn M1 existiert 
nur als Teilmenge eines größeren 
Geldmengenaggregats, z.B. von M3. 
Deshalb überzeugen die Aussagen zur 
Geldmengensteuerung (22) nicht 
wirklich. Als nächstes wird ein Giral-
geld-Regime behandelt. Dies sei, so 
die Prämisse, dem Münzgeldregime 
„vollkommen äquivalent“: „Ob Gut-
haben eine physische Existenz besit-
zen oder lediglich als Bestände in Da-
tenverarbeitungssystemen verwaltet 
werden, spielt […] keine Rolle. Wich-
tig ist eine fehlerfreie, fälschungssi-
chere und komfortable Realisierung.“ 
(24) Durch Kredite werden auch hier 
keine Geldbeträge erzeugt, also kein 
Geld geschöpft, sondern „nur Forde-
rungen“ in Gestalt „zusätzlicher Gut-
haben“. Dafür werden über Sparpro-
zesse andere Guthaben stillgelegt, so 
dass der passivseitige aggregierte 
Guthabenbestand immer durch den 
aktivseitigen Bestand an Zentralbank-
geld limitiert ist. Es folgt das Gegen-
modell, ein System von Giralgeld, 
jetzt aber nicht als Bestandsgeld, son-
dern als Kreditgeld. Geld existiert hier 
in Gestalt von „per Kredit erzeugten 
Guthaben“, gedeckt „durch dingliche 
Sicherheiten“ (27). Den Ausgangs-
punkt bilden Kredite, die passivseitig 
als Eigenkapital gebucht werden. Ak-
tivseitig werden die aus der Kredit-
vergabe resultierenden Forderungen 
gegen Vermögenswerte getauscht. 
Die Folge ist, dass sich auf den Akti-
va der Geschäftsbanken kein Geld be-
findet, sondern lediglich Forderungen. 
Die Geldmenge M1 besteht aus den 

aggregierten Guthaben der Bankkun-
den bzw. aus diesen und den auf 
Geldkarten gespeicherten Beträgen. 
Zinsen lassen sich in diesem System 
ökonomisch nicht begründen (37).  

Im vierten Kapitel wird schließlich 
„unser Geldsystem“ behandelt, aber 
nicht im Sinne einer Deskription der 
bestehenden Geldordnung, sondern 
als Synthese der zuvor dargestellten 
Modelle. Zentral ist die Feststellung, 
dass es sich hierbei dem Wesen nach 
um ein „Kredit-Geldsystem“ handele. 
„Da Buchgeld, d.h. Giralgeld, und 
Zentralbankgeld im Wesentlichen per 
Kredit geschaffen wird, ist unser 
Geldsystem […] ein Kredit-
Geldsystem.“ (42) Mit dieser Aussage 
wird allen Goldgeld-, Geldstellvertre-
ter- und Papiergeldvertretern sowie 
anders lautenden geldtheoretischen 
Meinungen eine Absage erteilt. 
Nichtsdestotrotz bleibt die Darstel-
lung fragmentarisch. So erfolgt z.B. 
keine eindeutige Erläuterung der 
Zweistufigkeit des Bankwesens. Und 
es wird auch nicht deutlich genug 
herausgearbeitet, worin die ökonomi-
sche Rationalität des historisch ge-
wachsenen „Modells“ eigentlich be-
steht. Stattdessen wird moralisierend 
argumentiert, indem darauf hingewie-
sen wird, dass die „hohe Staatsver-
schuldung“ in diesem System nur 
dann gesenkt werden kann, wenn sich 
die Verschuldung der privaten Haus-
halte oder der Unternehmen erhöht 
(43). Dass in dieser Darstellung der 
Sektor „Ausland“ fehlt, sei nur am 
Rande erwähnt. Im Folgenden wird 
die mit dem Kreditsystem unver-
meidbare Verschuldung als haupt-
sächliche Funktionsproblem der be-
stehenden Geldwirtschaft ausge-
macht. Da die Verschuldung mit der 
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Zahlung von Zinsen verbunden ist, 
wird der Zins als eine weitere unlieb-
same Konsequenz des Kredit-
Geldsystems benannt. Daraus folgt 
dann die als kritische Wertung des 
Ganzen zu verstehende und im Leib-
niz‘schen Sinne ironisch formulierte 
Feststellung: „Das bestehende System 
ist für Banken und für vermögende 
Geldeigentümer die profitabelste aller 
vorgestellten Alternativen.“ (49) Was 
liegt da näher als die revolutionäre 
Idee, dieses System so bald wie mög-
lich und so radikal wie nötig umzuge-
stalten. Als Alternative bietet sich da-
für in den Augen des Autors das 
Vollgeldkonzept als „durchdachtes 
Reformkonzept für unser Geldsys-
tem“ (9) an. Damit kommen wir end-
lich zum eigentlichen Thema, dem 
Vollgeld-System. Der Autor misst 
diesem Ansatz größte theoretische 
und geldpolitische Bedeutung bei, 
widmet ihm letztlich aber nur 12½ 
Seiten. Hierin erfolgt zunächst eine 
Abgrenzung der Vollgeld-Idee von 
dem 100%-Money-Konzept Irving 
Fishers, da dieses ein „Kredit-
Geldsystem“ verkörpert, jenes aber 
ein „Bestands-Geldsystem“ sein soll. 
Anschließend referiert der Autor zent-
rale Aussagen des Vollgeld-Konzepts 
und legt dabei größten Wert auf die 
Feststellung, dass die Umstellung der 
Geldordnung ganz unkompliziert und 
ohne eine Währungsreform verlaufen 
könnte. Das überzeugt sicherlich nie-
manden. Fragwürdig, weil nicht ge-
nug ausgeführt und ökonomisch be-
gründet, sind auch solche Aussagen, 
wie die, dass die Zentralbank die für 
Überweisung auf Vollgeld-Konten 
benötigten aktivseitigen Zentralbank-
gelder „in voller Höhe und zinslos 
[…] per Kredit zur Verfügung“ stellt 

(57)! Ist das Vollgeld damit also doch 
Kredit-Geld? An anderer Stelle steht, 
dass das Geld „zins- und tilgungsfrei 
als Bestand bereitgestellt“ wird (56). 
Das wäre dann aber gerade kein Kre-
dit. Sei es wie es sei, am Ende steht 
die Hoffnung, über schuldenfreies 
Geld zu verfügen und auf diesem 
Wege einen „vollständigen Schul-
denabbau“ zu erreichen. Auch Zinsen 
würde es nicht mehr unbedingt geben, 
weder auf Ersparnisse noch auf Kredi-
te. Dafür aber Preis(niveau)stabilität.  

Insgesamt könnte das Buch dazu bei-
tragen, den Nebel, der über dem Geld 
und der Finanzsphäre liegt, weiter zu 
lichten und die Diskussion über alter-
native Geldkonzepte zu forcieren. Ei-
ne wirkliche Klärung der mit der 
Vollgeldidee verbundenen Fragen 
wird durch die Lektüre dieses Textes 
aber kaum erreicht werden. Dafür ist 
das Buch zu sehr von der Realität ab-
gehoben und ist die Darstellung zu 
abstrakt konzipiert. Gerade beim Geld 
geht es um komplexe Zusammenhän-
ge und komplizierte Wirkungen. Die-
se aber finden hier kaum ansatzweise 
Berücksichtigung. Die Lektüre lohnt 
sich trotzdem, vor allem, um die Klä-
rung offener Fragen bei den Vollgeld-
Protagonisten einzufordern.  

Ulrich Busch 
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Dem Leser liegt nunmehr der dritte, 
abschließende Band aus Stephan 
Krügers Reihe zur Darstellung, Kom-
plettierung und Aktualisierung der 
marxistischen Analyse des zeitgenös-
sischen Kapitalismus vor. Das Projekt 
ist so aktuell geblieben wie zum Zeit-
punkt der Veröffentlichung des ersten 
Bandes im Jahre 2010, denn die zwei-
te große Gesellschaftskrise des Kapi-
talismus, die 2007/08 mit einer Fi-
nanzkrise eingeleitet wurde, hält wei-
terhin an. Die historische Relativität 
des Kapitalismus ist seitdem noch 
deutlicher geworden, die Notwendig-
keit eines erneuten Versuchs, sich mit 
der sozialistischen Alternative zu be-
schäftigen, offensichtlich. 

Krügers neueste Abhandlung zum 
Thema Alternative zum realexistie-
renden Kapitalismus stellt einen 
Bruch dar mit der seit 1989/90 gän-
gige gewordenen Auffassung, dass 
der moderne Kapitalismus die höchs-
te, die unüberbietbare Gesellschafts-
ordnung sei, „das Ende der Ge-
schichte“ bedeute, wie es Francis 
Fukuyama nach dem Zusammen-
bruch der UdSSR Anfang der 90er 
Jahre formulierte. 

Tatsächlich handelt es sich um einen 
doppelten Bruch, denn Krügers Buch 
ist ebenso auch eine Absage an die 
Planwirtschaft des Realsozialismus, 
für ihn charakterisiert durch „Zerr-
bilder von Mangelwirtschaft, kollek-
tivistischer Bevormundung und poli-
tischen Fehlleistungen“. (16) 

Krügers Urteil gilt sowohl hinsicht-
lich der Eigentums- wie auch der 
Lenkungsstrukturen: An Stelle des 
einheitlichen Staatseigentums plä-
diert Krüger für pluralistische Eigen-
tumsformen bei zahlenmäßiger Do-

minanz des Privateigentums und für 
marktwirtschaftliche Lenkungsfor-
men, die – und nicht die Planungsbe-
fehle – die Basis für die gesellschaft-
lichen Steuerung der Produktions-
prozesse bilden.  

Der Argumentation für die Beibehal-
tung der Lenkung über den Markt als 
Wirtschaftsweise im Postkapitalis-
mus widmet Krüger – die Erfahrun-
gen mit dem Realsozialismus verar-
beitend – viel Platz. „Nichts wäre 
falscher“, argumentiert er, „als die 
Wahlfreiheit der Konsumenten als 
bloße Illusion abzutun oder sie mit 
Hinweis auf die Instrumentalisie-
rungsversuche durch Marketing und 
Werbung zu diskriminieren.“ (384) 
Wir dürfen nicht vergessen, „dass die 
Entwicklung und Befriedigung von 
Bedürfnissen einen Akt der Indivi-
dualitätsentwicklung darstellen, auf 
dessen direkte externe Untersagung 
durch politische Instanzen mit Wi-
derwillen und Abwehr reagiert 
wird.“ (385) Man könne noch so 
scharfsinnig argumentieren. Aber es 
sei eben ein bedeutsamer Unter-
schied, ob der Einzelne, wie das in 
der Zentralplanwirtschaft der Fall 
gewesen sei – durch andere Subjekte 
– sprich Parteiführer – von der Arti-
kulation und Befriedigung seiner 
Bedürfnisse ausgeschlossen wurde 
oder ob dieser Ausschluss durch die 
kapitalistischen Eigentumsverhält-
nisse unpersönlich über monetäre 
Budgetrestriktionen hergestellt wird. 

Doch die Notwendigkeit, sich auch 
im Postkapitalismus der Marktwirt-
schaft zu bedienen ergebe sich nicht 
nur zwecks Absicherung einer die 
Bürger befriedigenden Steuerung des 
Verbrauchs, sondern auch aus der 
Notwendigkeit die Produktion effek-
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tiver zu gestalten. Bringt doch „die 
Bewegung der Warenpreise näher 
bestimmt durch jeweiligen Ange-
bots- und Nachfragelastizitäten für 
die Produzenten beständig neue Pro-
duktionssignale“, die es zu verarbei-
ten gilt. (387) Mit anderen Worten: 
„Die Flexibilität des gesamtwirt-
schaftlichen Preissystems ist auch 
und gerade für eine indirekte Steue-
rung der Marktverhältnisse eine we-
sentliche Anforderung und in die 
Konzipierung einer wirksamen 
Strukturpolitik von vornherein zu in-
tegrieren.“ (389). Diese könne besser 
indirekt, mit Hilfe gesetzlicher Rah-
mensetzungen und anderen „Einhe-
gungen des Marktmechanismus“, als 
direkt vollzogen werden. Der Nut-
zung von Angebot und Nachfrage 
zuliebe müsste im Extremfall auch 
der Bankrott einzelner Privatunter-
nehmen hingenommen werden. 

Ausklammern aus der Wirkung von 
Angebot und Nachfrage möchte Krü-
ger eigentlich nur den Arbeitsmarkt, 
der unter sozialen Gesichtspunkten so 
zu steuern sei, dass Arbeitslosigkeit 
nur noch friktionell auftritt sowie den 
Finanzmarkt, soweit seine Bewegun-
gen gesamtvolkswirtschaftliche Aus-
wirkungen haben.  

Krüger wendet sich gegen das „linke 
Vorurteil“, dass die Produktivität im 
Postkapitalismus wegen sozialer 
Zielstellungen und Rücksichtsnah-
men geringer sein werde als unter 
kapitalistischen Bedingungen. Den 
Kosten für soziale Rücksichtnahme 
gegenüber stände die größere Zufrie-
denheit der Beschäftigten mit den 
Arbeitsbedingungen, die die „He-
bung des 'Goldes' in den Köpfen der 
unmittelbaren Produzenten und An-
wendung ihrer praktischen Kenntnis-

se und Erfahrungen“ bewirke und die 
es ermöglichen werde, eingetretene 
Produktivitätsverluste „um ein Mehr-
faches zu kompensieren.“ (393) 

In diesem Produktivitätsvorteil liege 
die Basis dafür, argumentiert Krüger, 
“dass eine marktsozialistische Wirt-
schaftsweise nicht nur eine Über-
gangsform zu einer kommunistischen 
Gesellschaft ist, sondern eine stabile 
eigenständige Formation darstellt, in 
der sich eine gesellschaftliche Steue-
rung der Marktverhältnisse mit der 
Überwindung kapitalistischer Produk-
tionsverhältnisse organisch verbin-
det.“ (425) Gerade dies unterscheide 
die sozialistische Marktwirtschaft von 
der realsozialistischen Planwirtschaft 
deren Steuerungsinstrumente „zentral-
administrative Planung und ihr subor-
dinierte und instrumentalisierte 
Marktverhältnisse dysfunktional und 
zunehmend ineffizienter wurden.“ 
(425) 

Von Interesse ist in diesem Zusam-
menhang auch, ob und wie realsozia-
listische Staaten durch zunehmende 
Hinwendung zu marktwirtschaftli-
chen Steuerungselementen bestrebt 
waren, die Effizienz sozialistischen 
Wirtschaftens im Wettbewerb der 
Systeme zu steigern, um einem un-
rühmlichen Ende der Sozialismusver-
suche, wie sie in der UdSSR und Ost-
europa schließlich eintraten, zu entge-
hen. Krüger befriedigt dieses Interes-
se. Der „sozialistischen Marktwirt-
schaft in der VR China“ sowie der 
„marktwirtschaftlichen Öffnung im 
sozialistischen Kuba“ widmet Krüger 
in diesem Zusammenhang im Kapitel 
14 „Die gegenwärtig bestehenden so-
zialistischen Übergangsgesellschaf-
ten“ betitelt, Raum. 
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Krüger versichert dem Leser wieder-
holt, dass seine Auffassungen von der 
sozialistischen Marktwirtschaft kom-
patibel mit den Vorstellungen von 
Marx und Engels sind (16), was frei-
lich auch die Ideologen der zentral-
administrativen Planwirtschaft betont 
haben. 

Doch bei allen unbedingt nachvoll-
ziehbaren konkreten Überlegungen 
Krügers dazu, wie der Marktsozialis-
mus erfolgreich sein könne, fragt sich 
der Leser doch, wie der Übergang 
vom gegenwärtigen Kapitalismus 
zum Marktsozialismus zu bewältigen 
sei. Und vor allem: Wie soll man des-
sen Existenz nachhaltig sichern?  

Im abschließenden 22. Kapitel „For-
mierung einer Koalition der Fort-
schrittlichen“ betitelt, setzt Krüger auf 
die – seiner Meinung nach in der ge-
genwärtigen Weltwirtschaftsflaute 
wieder stärker werdenden – Gewerk-
schaften, auf „neue soziale Bewegun-
gen“, insbesondere „Occupy 
Wallstreet“ sowie andere Occupy-
Bewegungen und auf „Blockupy“ 
Netzwerke sowie linke Parteien etwa 
vom Typ der „Syriza“ in Griechen-
land. Aufgabe dieser verschiedenen 
oppositionellen Gruppierungen sei es, 
sich durch Einigung auf einen polit-
ökonomischen Minimalkonsens 
mehrheitsfähig zu machen. „Der evo-
lutionäre Übergang aus bürgerlich-
kapitalistischen Verhältnisse zu einem 
demokratischen Marktsozialismus be-
steht aus vielen kleineren Schritte, die 
aber mit zunehmender Umsetzung an 
die Systemgrenze herankommen.“ Das 
werde natürlich, weiß Krüger, heftigen 
Widerstand bei den Verteidigern der 
kapitalistischen Ordnung hervorrufen. 
„Die Unumkehrbarkeit einer sozialisti-
schen Transformation“, fährt Krüger 

fort, „kann auf diesem Wege nicht per 
Verfassungsdekret festgeschrieben und 
mit der zentralisierten Macht der poli-
tischen Exekutive durchgesetzt wer-
den, sondern muss auf der beständigen 
Vergewisserung der kulturell-
politischen Hegemonie der fortschritt-
lichen Kräfte gegenüber der bürger-
lich-kapitalistischen Opposition grün-
den und aufbauen.“ (548) 

Das ist eine eher vage als konkrete 
Antwort, untypisch eigentlich für 
Krügers Buch, das sich nicht nur 
durch das Ansprechen aller gesell-
schaftlichen Probleme der Gegenwart 
und der Auswege darauf auszeichnet 
sondern in der Regel auch durch kon-
krete Argumentation.  

Aber von wenigen Ausnahmen ein-
mal abgesehen: Die Lektüre von Krü-
gers Buch beantwortet Fragen all je-
ner, die sich darüber einen Kopf ma-
chen, wie es mit unserer Gesellschaft 
weitergehen soll, da der gegenwärtige 
Kapitalismus am Ende seiner Ge-
schichte angekommen zu sein scheint. 
Viele von Krügers Antworten sind so 
plausibel, dass man sie sich ohne Be-
denken wird aneignen können. In den 
wenigen anderen Fällen enthalten sei-
ne in der Regel konkreten, immer bis 
auf die Ebene der Wirtschaftspolitik 
hinabreichenden Antworten viele An-
regungen, mit denen auseinanderzu-
setzen es sich lohnt. Um es mit einem 
Satz zu sagen: Ein sehr empfehlens-
wertes Buch! 

Jörg Roesler 

 

 


